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Ratspréasidentin Esther Guyer: Es sind noch drei Rednerinnen und Red-
ner auf der Liste.

Christian Schucan (FDP, Uetikon a. S.) spricht zum zweiten Mal: Auch
nach den Nachtrdgen zum Budgetentwurf rechnet der Regierungsrat
iImmer noch mit einer zweifachen Gewinnausschittung der National-
bank, was rund 237 Millionen Franken entsprechen wirde, obwohl gar
keine Ausschuttung erwartet werden kann. Entsprechend sollen deshalb
im Jahr 2023 in allen Direktionen Saldoverbesserungen umgesetzt wer-
den, die insgesamt dieser zweifachen Gewinnausschittung entspre-
chen. Damit meinen wir ein geringeres Wachstum der Ausgaben, nicht
eine Kirzung gegenuber dem Status quo. Die Formulierung mit «Di-
rektion» anstelle «Leistungsgruppe» ist bewusst gewahlt, weil dies dem
Regierungsrat mehr Handlungsspielraum in der Umsetzung ermdglicht.
Zusammen mit dem bereits gestellten Budgetantrag von 100 Millionen
ergibt dies ein Total von 337 Millionen Franken. Zudem erwarten wir,
dass flr die Ausarbeitung des Budgets 2024 der Regierungsrat in seinen
Budgetvorgaben ein Einsparziel von 2 Prozent fur jede Direktion fest-
legt.

Aufgrund des ausgewiesenen Handlungsbedarfs wirden wir den An-
trag der GLP Uber 227 Millionen dem Antrag des Regierungsrates vor-
ziehen. Und wer sagt, dass Pauschalantrdge ohne Wirkung sind, ver-
kennt, dass das Budget insgesamt tatsdchlich um diese Betrdge gekdrzt
wird. Die Stellungnahme der Direktionen zu den entworfenen Samme-
lantrdgen hat gezeigt, dass der Regierungsrat sehr wohl weiss, wo er
ansetzen kann. Daher Uberlassen wir die sachgerechte Reduktion des
Aufwandwachstums dem Regierungsrat. Besten Dank.

Thomas Forrer (Griine, Erlenbach): Letztes Jahr hat meine Kollegin
Selma L'Orange Seigo vor dem Einkalkulieren von Sondereffekten im
Budget gewarnt. «Flnffache SNB-Ausschittung» hiess es damals.
SVP, Birgerliche und GLP klatschten in die Hande und senkten den
Steuerfuss. Und jetzt ist die Nationalbank in der Kreide und wir stehen
vor einem Problem, zu dem Burgerliche und GLP mit ihrer Steuerpoli-
tik auch ihren Beitrag geleistet haben. Doch statt Verantwortung zu
Ubernehmen, ziehen Sie jetzt wieder den Rotstift hervor, um tel quel
336 oder 236 Millionen Franken zu streichen. Etwas muss ich euch Bur-
gerlich lassen: Geschatzte FDP, Sie sagen wenigstens offen, dass Sie
den Staatsangestellten den vollen Teuerungsausgleich und die Einmal-
zulagen nicht gonnen. Und Sie frohlocken, es sei vom Regierungsrat in
Aussicht gestellt worden, dass geplante Stellen nicht besetzt werden
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konnten. Ich frage mich halt einfach: Ist das wirklich eine gute Nach-
richt? Die Arbeitslosigkeit ist auf historischem Tiefstand. Die Arbeit-
nehmenden haben das Sagen und sie haben Lohnforderungen. Und
wenn der Kanton wenig zu bieten hat, ja, dann gehen sie woanders hin.
Das mag lhnen vielleicht recht sein, aber wir wollen auch einen gut
ausgerusteten und starken Kanton mit Lehrerinnen und Lehrern und
keinem Lehrpersonenmangel, und wir wollen auch den Polizistinnen
und Polizisten, die fur uns arbeiten, unsere Wertschatzung entgegen-
bringen.

Ebenso schétze ich am biirgerlichen Antrag, dass Sie zugeben, dass Sie
nicht hinschauen wollen, wo weitere 236 Millionen Franken gekirzt
werden sollen. Sie schieben das ohne Wenn und Aber an die Regierung
ab. Ich bin mit meinen zwei Minuten (Redezeit) schon um und darum
sage ich: Wir Grunen lehnen samtliche 4950er-Antrage ab. Sie sind
duckmaduserisch und falsch. Ich hétte noch einiges zu sagen gehabt, ein
anderes Mal. (Heiterkeit)

Rosmarie Joss (SP, Dietikon): Ich war von 2010 bis 2015 selber in der
Finanzkommission. Jedes Jahr begriindete ich einen Lohnantrag mit
dem UBS-Lohnindex (Schweizer Grossbank), namlich: Der Kantonsrat
foutiert sich darum, dass der UBS-Lohnindex standig mehr gestiegen
ist als das, was man dem Personal zugestanden hat. Hat es interessiert?
Nein. Sie kdnnen also schon gerne einen UBS-Lohnindex-Antrag stel-
len, aber dann machen Sie es bitte richtig. Wie Markus Bischoff gesagt
hat: Schauen Sie mal nach, wenn Sie Uber die Jahre rechnen, woran Sie
sich halten. Wenn Sie also einen UBS-Lohnindex-Antrag begriinden,
dann mussen Sie begriinden, dass Sie jetzt Mehrausgaben beim Perso-
nal mochten, alles andere ist verlogen.

Dann noch eine Bemerkung zur Technokraten-Partei GLP: Es gibt eine
klare Regel in diesem Kanton, wie jetzt der Teuerungsausgleich berech-
net wird. Man kann diese klaren Regeln ins Excel (Kalkulationspro-
gramm) eingeben und es wird eine Zahl ausspucken. Und Sie werden
bei der gleichen Zahl landen wie der Regierungsrat. Geschétzte GLP,
sonst glauben Sie auch Excel, tun Sie es diesmal bitte auch. Im Ubrigen
bin ich bei Ihnen gespannt, wie Sie sich dann entscheiden werden, wenn
Im Cupsystem die beiden extremsten Varianten am Schluss zur Aus-
wahl stehen. Werden Sie sich vom Forum Zurich (Zusammenschluss
von Ziircher Wirtschaftsverbanden) auf die tber 300-Millionen-Vari-
ante gangeln lassen oder sind Sie fahig, eine eigenstandige Politik zu
machen? Wir als SP werden samtliche pauschalen Kiirzungsantrage ab-
lehnen. Danke.



Beatrix Frey (FDP, Meilen): Liebe Rosmarie Joss, ja, wir glauben an
Excel und ja, wir arbeiten mit Excel und ich habe die Tabelle hier. Wir
haben ndmlich den Teuerungsausgleich und die angeglichenen Teue-
rungsmassnahmen verglichen, und zwar seit 2007, also nicht einfach
die letzten zwei Jahre, sondern wir haben 15 Jahre zuriickgeblickt. Die
kumulierte Teuerung in diesen 15 Jahren betrug 4 Prozent. Ich kann die
Tabelle gerne zur Verfugung stellen. Der ausgerichtete Teuerungsaus-
gleich der Regierung im selben Zeitraum betrug 7,3 Prozent. Es wurde
heute Morgen verschiedentlich kolportiert, das, was der Regierungsrat
jetzt mache, sei ein Aufholen fir nicht ausgeglichene Teuerung in den
vergangenen Jahren, das ist schlicht und einfach falsch. Es gab in diesen
15 Jahren genau einmal, namlich 2018, einen Teuerungsausgleich, der
nicht vollstandig ausgerichtet wurde. Die Teuerung betrug da 0,7 Pro-
zent und ausgerichtet wurden 0,5 Prozent. Aber das war nach einer
Phase, wo in den vorhergehenden Jahren eine Minusteuerung von 2,2
Prozent stattgefunden hat. Also bitte, wenn Sie von Fakten sprechen,
dann setzen Sie auf die richtigen Fakten. Der Teuerungsausgleich in
den letzten 15 Jahren betrug 7,3 Prozent, kumulierte Teuerung im glei-
chen Zeitraum 4 Prozent. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis und Sie
kdnnen die Tabelle gerne von mir zugeschickt bekommen.

Markus Bischoff (AL, Zurich) spricht zum zweiten Mal: Ja, Beatrix
Frey, wenn Sie von Fakten reden, dann reden wir vom UBS-
Lohnfaktor, und die Léhne auf dem Platz Zirich haben sich eben nicht
nur geméss der allgemeinen Teuerung entwickelt. Es gab auch Real-
lohnerh6hungen und die waren in der Privatwirtschaft ziemlich Gppig.
Von 2007 bis 2019 waren das 4 Prozent, eben nicht nur Teuerung, son-
dern Reallohnerh6hungen, und da hinkt der Kanton immer noch hinten-
nach.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Die vier Antrdge — es sind ja nur noch
vier —, der Antrag FIKO, Antrag Pfalzgraf, Antrag Schucan 1 — Antrag
Schucan 2 ist gestrichen — und Antrag Garcia sind als gleichwertige
Antrage zu behandeln. Wir werden nach Paragraf 76 des Kantonsrats-
reglements im sogenannten Cupsystem abstimmen. Wir werden die
Eingange schliessen und die Anwesenden ermitteln. Vereinigt keiner
der Antrége die Mehrheit der stimmenden Mitglieder auf sich, wird ent-
schieden, welcher der beiden Antrage, die am wenigsten Stimmen auf
sich vereinigt haben, ausscheidet. Das Verfahren wird fortgesetzt, bis
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wir ein Ergebnis haben. Der Eingang ist zu schliessen. Die Anwesenden
drticken zur Ermittlung der Présenz bitte die Taste 1.

Abstimmung im Cupsystem

Anwesende Ratsmitglieder 175
Absolutes Mehr 88 Stimmen
Antrag FIKO 84 Stimmen
Antrag Hannah Pfalzgraf 68 Stimmen
Antrag Christian Schucan 1 0 Stimmen
Antrag Isabel Garcia 23 Stimmen

Ratsprasidentin Esther Guyer: Keiner der Antrdge hat das absolute
Mehr erhalten. Ich stelle die beiden Antrage, die am wenigsten Stim-
men auf sich vereinigt haben, einander gegeniber.

Abstimmung Il
Antrag Christian Schucan 1 152 Stimmen
Antrag Isabel Garcia 23 Stimmen

Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Antrag Garcia scheidet aus. Ich
stelle die verbleibenden Antrége einander gegenaber.

Abstimmung 111
Antrag FIKO 85 Stimmen
Antrag Hannah Pfalzgraf 68 Stimmen
Antrag Christian Schucan 1 22 Stimmen

Abstimmung IV

Antrag Hannah Pfalzgraf 68 Stimmen
Antrag Christian Schucan 1 104 Stimmen

Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Antrag Pfalzgraf scheidet aus.
Abstimmung V

Antrag FIKO 102 Stimmen
Antrag Christian Schucan 1 69 Stimmen
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Ratsprasidentin Esther Guyer: Damit hat der Antrag der FIKO das ab-
solute Mehr erreicht und obsiegt.

Tobias Langenegger (SP, Zurich), Prasident der Finanzkommission
(FIKO): Die Finanzkommission hat anlasslich ihrer Sitzung vom letz-
ten Donnerstag vorbehaltlich, dass einer der beiden Antrage — 336,72
Millionen oder 236,72 Millionen Franken — obsiegt, verschiedene An-
trage zuriickgezogen. Das ist nun eingetroffen. Der Antrag 336,72 Mil-
lionen hat gesiegt, deshalb werden die FIKO-Budgetantrdge 1, 2, 3, 9
und 10 zuriickgezogen. Der Antrag Nummer 3 ist ein Mixantrag von
FIKO und KJS (Kommission fir Justiz und 6ffentliche Sicherheit), und
ob die KJS ihn auch zuriickzieht, dazu mdsste sich Tobias Mani bitte
gerne rasch &ussern. Besten Dank.

Tobias Mani (EVP, Wadenswil), Prasident der Kommission flr Justiz
und oOffentliche Sicherheit (KJS): Im Namen der Kommission fur Justiz
und o6ffentliche Sicherheit kann ich IThnen mitteilen, dass wir der FIKO
folgen und den Antrag auch zurlickziehen.

Ratspréasidentin Esther Guyer: Damit ist auch Antrag 3 zurtickgezogen.
Dann ebenfalls zurlickgezogen sind folgende Antrage: Antrag 4a von
Matthias Hauser, Leistungsgruppe 2234, Antrag 13a von Paul von Euw,
das ist Leistungsgruppe 7301 Mittelschulen, Antrag 14a, ebenfalls von
Paul von Euw, das ist Leistungsgruppe 7401 Universitat. Auch zuriick-
gezogen ist Antrag 15a von Paul von Euw, das ist Leistungsgruppe
7406 Fachhochschulen. Auch zuriickgezogen ist 19a, Antrag von Hans
Egli, das ist Leistungsgruppe 8000 Generalsekretariat. Dann gibt es
noch einen Riickzug, das ist Antrag 24a, Leistungsgruppe 8930 von Ste-
phan Weber. Gut, diese Antrége sind alle zuriickgezogen, besten Dank.
Dann fahren wir fort mit dem Budget. Die Redezeit, das wissen Sie, ist
weiterhin zwei Minuten.

Konsolidierungskreis 1 (Direktionen und Staatskanzlei)
Leistungsgruppe 1000, Regierungsrat und Staatskanzlei
Ratsprasidentin Esther Guyer: Antrag 1 wurde zurlickgezogen.
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

Direktion der Justiz und des Innern



Leistungsgruppe 2201, Generalsekretariat
Ratsprasidentin Esther Guyer: Antrag 2 wurde zuriickgezogen.
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe 2204, Staatsanwaltschaft
Leistungsgruppe 2205, Jugendstrafrechtspflege

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe 2206, Justizvollzug und Wiedereingliederung
Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Antrag 3 wurde zuriickgezogen.
Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe2207, Gemeindeamt
Leistungsgruppe 2216, Kantonaler Finanzausgleich
Leistungsgruppe 2217, Abwicklung Investitionsfonds
Leistungsgruppe 2221, Handelsregisteramt
Leistungsgruppe 2223, Statistisches Amt
Leistungsgruppe 2224, Staatsarchiv
Leistungsgruppe 2232, Kantonale Opferhilfestelle
Leistungsgruppe 2233, Fachstelle Gleichstellung

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 2234, Fachstelle Kultur

Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Minderheitsantrag 4a wurde zu-
riickgezogen.

5a Minderheitsantrag Judith Stofer, Sarah Akaniji, Karin Fehr, Car-
men Marty Fassler und Monika Wicki (KBIK):

Verschlechterung: -10'000'000

Bei der Ubrigen Kulturférderung sind fir das Jahr 2023 4,4 Mio. Fran-
ken eingestellt. Angesichts der sinkenden Kulturausgaben (im Ver-
gleich mit dem Bevolkerungswachstum) beantragen wir eine namhafte
Erh6éhung um 10 Mio. Franken auf insgesamt 14,4 Mio. Franken. Die
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zusatzlichen Mittel sollen flr die freie Kultur, die bildende Kunst sowie
die neue interaktive Medienkunst verwendet werden. Im Vergleich mit
der etablierten Kultur werden freie Kunst, bildende Kunst und neue in-
teraktive Medienkunst stiefmatterlich behandelt.

KEF-Erklarung 1

Antrag von Judith Stofer und Karin Fehr Thoma:

Mehr Fordermittel fur freie, bildende Kunst und interaktive Medien-
kunst

Erhohung Beitrag tbrige Kulturférderung:

P24 P25 P26
Alt 9,7 9,4 12,1
Neu 19,7 19,4 22,1

Christoph Ziegler (GLP, Elgg), Prasident der Kommission fiir Bildung
und Kultur (KBIK): Ich spreche nun als KBIK-Prasident gleich allge-
mein zur Leistungsgruppe Kultur, aus diesem Fachbereich gibt es ja
mittlerweile nur noch einen Budgetantrag und einen KEF-Antrag. Die
Kommissionsmehrheit lehnt ihn ab aus folgenden Griinden: Das Lotte-
riefondsgesetz ist seit Januar 2021 in Kraft und damit war schon ein
moderater Ausbau der Kulturausgaben verbunden, etappiert bis 2026.
Fur 2023 ist zum Beispiel ein leichter Anstieg der Mittel fir das Kul-
turprogramm der Gemeinden vorgesehen. 2024 bis 2026 werden unter
anderem folgende Sonderprojekte aus dem Kulturfonds gespiesen: das
kantonale Musikfest in Urdorf, das Trachtenfest in Zirich, ein kantons-
Ubergreifendes Kunstprojekt im Limmattal oder die Sanierung des Li-
teraturhauses. Und auch die Forderung neuer Medien wird zusatzlich
aufgenommen aufgrund unseres Kommissionspostulates 343/2017. Da-
bei soll auch generell Ricksicht auf die Kantonsfinanzen genommen
werden. Die Kommission sieht nun keinen Grund, von diesen kirzlich
Im Rahmen des Lotteriefondsgesetzes gefassten Beschliissen abzuwei-
chen. Die Kommissionsmehrheit folgt damit der Regierung und lehnt
den Budgetantrag und den dazugehdorigen KEF-Antrag ab.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Budgetantrag untersteht der Ausga-
benbremse.

Judith Anna Stofer (AL, Zlrich): Die Bevoélkerung wéchst rasant und
damit auch die Ausgaben fur Infrastruktur, Personal und weitere
Dienstleistungen in diesem Kanton. Im Gegenzug steigen aber auch die
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Steuereinnahmen. Das heisst, mit der wachsenden Bevélkerung werden
nicht nur Kosten, sondern auch sehr hohe Einnahmen erzielt. Eine Ana-
lyse des kantonalen Budgets zeigt, dass die Kulturausgaben nicht im
gleichen Schritt wachsen, sondern abnehmen. Sie werden nicht moderat
aufgebaut, wie das der Kulturkommissionsprasident gesagt hat, sondern
sie nehmen ab, und zwar jéhrlich. Das wollen wir mit unserem Antrag
andern. Es braucht jetzt einen Booster bei der Kultur, damit der Kanton
die Kulturférderung innovativ weiterentwickeln kann. Die zuséatzlichen
10 Millionen Franken sollen fir die freie Kultur, die bildende Kunst
sowie die neue interaktive Medienkunst verwendet werden. Bitte folgen
Sie unseren Antrag.

Karin Fehr Thoma (Grune, Uster): Die Wohnbevdlkerung in unserem
Kanton nimmt stetig zu, die Kulturausgaben pro Kopf jedoch stagnieren
oder, wie wir seit 2017 sehen kénnen, sinken sogar. Mit dem, was der
Regierungsrat in den n&chsten Jahren in der Kulturforderung plant, Iasst
sich nur gerade der Status quo beim Kulturangebot sichern. Das geht
fiir uns Griine so nicht. Wir brauchen in der heutigen Zeit mehr Kultur
denn je. Kultur legt das Fundament fiir unsere Demokratie, sie legt das
Fundament fur unser gesellschaftliches Zusammenleben. Das Kunst-
schaffen und die Kunstformen entwickeln sich weiter. Darauf muss die
kantonale Kulturférderung reagieren kénnen und dafiir benétigt sie den
finanziellen Handlungsspielraum. Die interaktiven Medien sind ein
Beispiel fir eine neue Kunstform, die noch immer auf eine angemes-
sene FOrderung wartet. Wir Griinen winschen uns also mehr Mittel fur
die freie Kultur beziehungsweise Kunst. Die heutigen Mittel stehen in
keinem Verhaltnis zu dem, was freie Kunstschaffende mit ihren Wer-
ken, Installationen und Produktionen fiir die Kultur und die Kunstver-
mittlung leisten. Verleihen Sie dem Kulturbudget deshalb diesen Schub
von zusatzlich 10 Millionen Franken pro Jahr ab 2023. Nur so wird der
Kanton Zirich ein Hotspot fur das freie, zeitgemésse Kunstschaffen
bleiben.

Qéndresa Hoxha-Sadriu (SP, Opfikon): Wie von meinen Vorrednerin-
nen im Detail erldutert, soll die Erhohung der Beitrdge der bildenden
sowie der interaktiven Kunst zugutekommen. Die Kulturforderung der
bildenden Kunst, der Angehdérigen der freien und angewandten sowie
der interaktiven Kunst I&sst zu wiinschen tbrig. Trotz dem, dass die bil-
denden und interaktiven Kunstler bei der Kulturférderung vernachlés-
sigt werden, sind sie ein wichtiger und fast nicht mehr wegzudenkender
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Teil des kantonalen Kulturguts. Zum Museumsbesuch gehort der Dia-
log zwischen Kunstwerk und Betrachterin dazu, ja, es ist schon fast ein
Muss. So waére der Besuch zum Beispiel des Kunsthauses ohne die in-
teraktiven Kunstwerke kaum so beliebt bei Jung bis Alt, wie er es heute
ist. Wéhrend Teilrichtungen der freien Kunst sowie die interaktive
Kunst die Turen zur Kulturwelt auf neue und alternative Weise 6ffnen,
sind traditionelle Kunstformen, welche ebendieser bildenden Kunst an-
gehdren, wie zum Beispiel Goldschmiede, Bildhauerei oder Textilkunst
und Buhnenbild, ebenso zu erhaltende und zu fordernde Kulturgdter,
ermdglichen sie doch seit jeher der Betrachterin den Zugang zur Kultur
und damit den Raum fur die kunstlerische Interpretation gesellschafts-
politischer Herausforderungen der jeweiligen Zeit. In diesem Sinne
stimmt die SP-Fraktion der Erhaltung und besseren Foérderung der bil-
denden und interaktiven Kunst und somit dem Budgetantrag 5a und der
KEF-Erklarung 1 zu. Tut es uns gleich. Besten Dank fur die Aufmerk-
samkeit.

Hanspeter Hugentobler (EVP, Pfaffikon): Als EVP wollen wir weiter-
hin eine vielseitige Kulturférderung fur die Menschen in unserem Kan-
ton. Wir stehen nach wie vor ein fur das beschlossene Zwei-Saulen-
Finanzierungsmodell aus Kulturfonds und Budgetmitteln, das fir eine
stabile Kulturforderung sorgt, die allen Beteiligten Planungssicherheit
gibt. Nach der mehrjahrigen Plafonierung der Kulturausgaben unter-
stitzen wir auch den von der Regierung geplanten schrittweisen Auf-
bauprozess der Kulturausgaben — budgetvertraglich, aber mit einer kla-
ren Perspektive fir die Zukunft. Daher hétten wir w
eder den Bremsantrag Hauser unterstiitzt noch unterstitzen wir die Be-
schleunigungsantrage von Judith Stofer.

Alexander Jager (FDP, Zirich): Die FDP ist gegen den Budgetantrag
und ich spreche auch gerade zur KEF-Erklarung der Griinen und Alter-
nativen: Die Regierungsratin (Jacqueline Fehr) hat klar angegeben, wie
die Beitrdge des Kantons aussehen sollen. Wir sehen aktuell absolut
keine Notwendigkeit fur eine derartige Erhohung. Die Ubrige Kultur-
forderung wurde gegeniber dem Budget 2022 bereits geringfiigig auf
4,4 Millionen Franken erhoht und soll in den n&chsten Jahren noch wei-
ter erhoht werden. Da ist eine weitere Erhéhung aktuell nicht notwen-
dig. Hier misste uns klar aufgezeigt werden, was mit dem zuséatzlichen
Geld neu unterstitzt werden soll oder wo ausgebaut werden soll. Es
scheint uns, als wirde von den Alternativen und Grlnen einfach eine
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schon hohe Zahl genommen — 10 Millionen —, um ein bisschen Wahl-
kampf zu machen und zu sagen «wir setzen uns fir alternative Kultur
einund ihr nicht». Da macht die FDP nicht mit. Lehnen Sie den Budget-
und den KEF-Antrag ab.

Matthias Hauser (SVP, Huntwangen): Es geht letztlich darum, dass
man mit Steuergeld eine Kultur subventioniert, welche von Kulturfunk-
tiondrinnen und -funktiondren als subventionswiirdig betrachtet und
ausgewahlt wird, nicht von Kiinstlerinnen und Kinstlern und auch nicht
von den Kulturkonsumentinnen und -konsumenten. Wenn man in 1000
Jahren zurickblickt und beurteilt, welche Kultur diese Gesellschaft
hatte, was da konsumiert wurde, sind aber gerade die Kulturkonsumen-
tinnen und -konsumenten die entscheidende Grosse, um die Kultur un-
serer heutigen Zeit festzulegen. Und ich wiirde in Abrede stellen, dass,
wenn die Bevolkerung wéchst, weniger Kultur konsumiert wird, son-
dern die Kultur wird dann halt bezahlt. Insofern ist es falsch, Judith
Stofer und auch Karin Fehr, dass man sagt, das Kulturschaffen gehe
zuriick. Es ist lediglich vielleicht die staatliche FGrderung von einer von
Funktiondren ausgewéhlten Kultur, Kulturschaffenden und Kulturpro-
duzenten, die proportional etwas abnimmt. Aber das ist ein absolut ge-
sunder Zustand. Die Kultur muss viel, viel mehr von Konsumentinnen
und Konsumenten bezahlt und gesteuert werden. Dann haben wir auch
eine wirklich freie Kultur und nicht eine nicht von Kunstlerinnen und
Kinstlern, sondern von Funktiondren ausgewéhlte Subvention.

Abstimmung tiber Minderheitsantrag 5a
Der Kantonsrat beschliesst mit 113 : 61 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen), den Minderheitsantrag von Judith Stofer abzulehnen.

Abstimmung Uber KEF-Erklarung 1
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 1 mit
104 : 67 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

Leistungsgruppe 2241, Fachstelle Integration
Leistungsgruppe 2251, Bezirksréate
Leistungsgruppe 2261, Statthalteramter
Leistungsgruppe 2270, Religionsgemeinschaften
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe 2924, Kulturfonds
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Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Folgeminderheitsantrag 4a wurde
ebenfalls zurlickgezogen.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.
Sicherheitsdirektion

Leistungsgruppe 3000, Generalsekretariat
Leistungsgruppe 3100, Kantonspolizei
Leistungsgruppe 3200, Strassenverkehrsamt

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 3300, Migrationsamt

6 Antrag KJS / FIKO:

Verschlechterung: -1'500'000 Franken

Erhdhung des Beschaftigungsumfangs um 10 Vollzeiteinheiten. Im
Moment sind es 165. Das entspricht einer Zunahme von 6,06%.

6a Minderheitsantrag Tobias Weidmann, Karl Heinz Meyer, André
Mdiller, Elisabeth Pflugshaupt und Christian Schucan (FIKO):
Gemass Antrag des Regierungsrates.

Tobias Mani (EVP, Wadenswil), Prasident der Kommission fr Justiz
und offentliche Sicherheit (KJS): Der Antrag der KJS und der FIKO
lautet auf eine Saldoverschlechterung von 1,5 Millionen Franken. Der
Antrag von Beatrix Stlssi und Sibylle Juttner, beide SP, dem Regie-
rungsrat beziehungsweise der Sicherheitsdirektion fiir das Migrations-
amt mehr zu geben, als dieser beantragt hat, gab nattrlich zu reden.
Sinngemass sollen zehn zusétzliche Vollzeiteinheiten geschaffen wer-
den. Die Kommissionsmehrheit erkennt eine steigende Arbeitsbelas-
tung beim Migrationsamt, nicht zuletzt wegen den Gefliichteten aus der
Ukraine. Dass der Migrationsdruck im Verlauf des Jahres 2022 nicht
nachgelassen hat, sondern bedauerlicherweise sogar zugenommen hat,
war im Zeitpunkt der Budgetierung im April 2022 durch den Regie-
rungsrat nicht vorauszusehen gewesen, es muss daher mit dem vorlie-
genden Antrag reagiert werden.
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Die Kommissionsminderheit sieht keinen Bedarf fur zusatzliche Mittel
beziehungsweise unbefristete zusatzliche Stellen und folgt dem Antrag
des Regierungsrates.

Im Namen der KJS bitte ich Sie, dem Antrag KJS/FIKO zuzustimmen.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Das Wort fiir den Minderheitsantrag hat
Tobias Weidmann. Er wiinscht es nicht, wer winscht es dann? Niemand
spricht fiir den Minderheitsantrag.

Beatrix Stissi (SP, Niederhasli): Im Kanton Zurich hat in den letzten
elf Jahren, die stdndig hier wohnende auslandische Bevoélkerung um
rund 30 Prozent zugenommen. Gleichzeitig musste leider immer wieder
aufgrund diverser Kriege Flichtlingen Asyl gewahrt werden. Im Amt
wurden Ablaufoptimierungen vorgenommen und es wurde lediglich
versucht, mithilfe temporérer Arbeitskrafte die Spitzen dieser Arbeits-
last zu brechen. Dies zeigte sich schon bald als nicht nachhaltig und
zielfihrend und hatte zur Folge, dass ein Telefonat mit dem Migrati-
onsamt extrem zeitaufwendig und zermirbend wurde, weil man Stun-
den in der Warteschlaufe verbrachte oder man immer wieder mit dem
Satz vertrostet wurde, der dafiir qualifizierte Mitarbeiter werde sich der
Sache annehmen. So gab es auch Falle, bei welchem Gesuchsteller erst
mal monatelange Bearbeitungszeiten hinnehmen mussten, um dann ei-
nen Ausschaffungsentscheid entgegennehmen zu miissen, was vor al-
lem bei Jugendlichen, die in oder vor der Berufsbildung stehen, nicht
nur schwierig, sondern unhaltbar ist.

Die KJS hat dieses Jahr unter anderem zur Klarung vom Budgetfragen
Amterbesuche durchgefiihrt, mit dem Ergebnis, dass auch der Amtschef
des Migrationsamtes (Michael Schneeberger) wegen der zunehmend
komplexen Falle zwingend eine Aufstockung von qualifizierten Mitar-
beitern erbat. Der Sicherheitsdirektor (Regierungsrat Mario Fehr) hat
nun ebenfalls erkannt, dass die Aufstockung von qualifiziertem und
festangestelltem Personal nicht nur ein Nice-to-have, sondern eine
zwingende Notwendigkeit ist. Weshalb die Birgerlichen nun die Not-
wendigkeit nicht sehen wollen und vor allem unsere Kollegen der SVP
vollig ignorieren, dass bei einer Aufstockung auch die von ihnen immer
wieder geforderten Ausschaffungsentscheide zligiger bearbeitet und
vollzogen werden kdnnen, kann ich nicht ... (Die Redezeit ist abgelau-
fen.)
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Kathrin Stutz (Grine, Zirich): Wie meine Vorrednerin gesagt hat, ar-
beitet das Migrationsamt seit Jahren mit temporér angestellten Perso-
nen. Diese erscheinen nicht im Budget. Der Beschaftigungsumfang des
Personals blieb seit Jahren auch gleich. Dies ist auch weiterhin so vor-
gesehen. In den letzten Jahren ist aber die auslandische Bevolkerung im
Kanton Zirich stetig angestiegen. Dieses Jahr wurde fiir die Kriegs-
fliichtlinge aus der Ukraine das erste Mal der S-Status eingefiihrt, was
fur den Kanton Zirich einen grossen Mehraufwand bedeutete. Es sieht
nicht so aus, dass der Krieg bald vorbei ist. Die Fluchtlingszahlen stei-
gen weltweit ebenfalls. Der Beschaftigungsumfang des Personals im
Migrationsamt Zirich muss aufgrund dieser Herausforderungen erhoht
werden. Die Dossiers im Migrationsamt Zirich mussen speditiv bear-
beitet werden konnen. Dies kann nicht mit Studentinnen als temporéar
Angestellte aufgefangen werden. Die zehn Vollzeitstellen sind drin-
gend notwendig.

Janine Vannaz (Die Mitte, Aesch): Das Migrationsamt ist in diesen Zei-
ten mit grossen Herausforderungen konfrontiert. Im Kanton Zirich sind
allein aus der Ukraine weit ber 11'000 Fluchtlinge zu verzeichnen.
Diesen und natlrlich auch allen anderen gefliichteten Menschen gilt es
sich ganzheitlich, korrekt und wirdig anzunehmen und die genauen
Umsténde jedes einzelnen abzuklaren, und diese Arbeit benétigt ent-
sprechende personelle Ressourcen. Der Personalbestand beim Migrati-
onsamt ist jedoch seit 2011 gleich hoch. Es sind bis 2026 auch keine
Veranderungen vorgesehen, obwohl das Migrationsamt wohl weiterhin
gefordert sein wird und die Arbeitslast auf jedem einzelnen Mitarbeiter
stark lastet. VVorlibergehend werden temporére Arbeitskrafte beigezo-
gen, was gerade im Hinblick auf den laufenden Krieg in Europa wohl
nicht zielflhrend ist. Die Mitte unterstiitzt deshalb eine Stellenerho-
hung von zehn Vollzeitstellen. Wir bitten Sie, uns dies gleichzutun.
Merci.

Daniela Guller (GLP, Zirich): Sie haben es gehort, das Migrationsamt
Ist in diesem Jahr sehr gefordert gewesen. Die Ausnahmesituation Uk-
raine hat uns alle unvorbereitet getroffen. Bisher hat es an Arbeit beim
Migrationsamt auch nicht gefehlt, aber durch gutes Management und
Digitalisierung konnte die Mehrarbeit bisher anscheinend jeweils gut
Uberbriickt werden. Die Zeichen stehen nun so, dass die Kriegssituation
nicht demnéchst umschwingt und die Auswirkungen sicherlich noch
l&nger andauern werden. Zudem ist damit zu rechnen, dass die Situation
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sich weltweit nicht positiv auf die schon ausgebeuteten und verschul-
deten Lander auswirken wird. Die Krise in der Ukraine hat somit Streu-
wirkung auf Inflation, Energie, Zinsen. Es ist damit zu rechnen, dass
eher ein Anstieg in der Migration zu erwarten ist in den nachsten Jahren.
In diesem Sinne unterstutzt die GLP den Antrag der SP auf Aufsto-
ckung des Personals im Migrationsamt und dementsprechend eine Ver-
schlechterung des Budgets.

Tobias Mani (EVP, Wadenswil): Ich spreche nun im Namen der EVP:
Wir unterstiitzen den Antrag der KIJS/FIKO beziehungsweise der SP.
Der Staat soll seine Aufgaben erflllen, und wenn wir im Rahmen der
Budgetberatung in der Kommission feststellen, dass dazu weitere Mit-
tel bendtigt sind, dann mussen wir reagieren. Leider, leider flaut die
hohe Zahl der Zuweisungen durch das SEM (Staatssekretariat fiir Mig-
ration) nicht ab. Und hinzu kommt, dass die Gefluchteten aus der Uk-
raine sehr mobil sind. Und sie sind, wie wir alle wissen, nicht die ein-
zige Migration. Der Personalbestand ist seit 2011 gleichbleibend, das
haben wir gehort, es geht um eine Stellenerh6hung von 6 Prozent. Und
dass das so nicht voraussehbar war im Zeitpunkt der Budgetierung,
wurde auch schon gesagt. Ja, dieser Antrag ware ein Gewinn fur alle,
wenn er durchkommt, so fir die Betroffenen, denn sie erhalten rascher
Bescheid, sie haben rascher Klarheit. Aber auch gesellschaftlich, volks-
wirtschaftlich macht es Sinn, denn gentigend Personal ermdglicht in
vielen Féllen eine raschere Rickkehr und dass Ausschaffungen auch
schneller vollzogen werden kénnen. Es bedeutet auch einen Gewinn fir
die Mitarbeitenden. Das Migrationsamt ist gut aufgestellt, es ist digital
unterwegs und die Prozesse sind optimiert. Aber die Arbeitslast fir die
Mitarbeitenden ist nichtsdestotrotz nicht einfach zu bewaltigen. Das
gute Personal zu halten und nun gleichzeitig neues gutes Personal zu
finden, ist nicht einfach, es braucht nun diese zuséatzlichen Ressourcen.
Das wird nicht nur den neuen Chef des Migrationsamtes freuen, son-
dern auch alle Angestellten dort. Das Problem ist erkannt und der Kan-
tonsrat tut gut daran, zu handeln.

Abstimmung
Der Antrag KJS/FIKO wird dem Minderheitsantrag von Tobias
Weidmann gegenibergestellt. Der Kantonsrat beschliesst mit
97 : 73 Stimmen (bei 0 Enthaltungen), dem Antrag KJS/FIKO zu-
zustimmen.
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Ratspréasidentin Esther Guyer: Nun stellen wir noch fest, ob das Quo-
rum der Ausgabenbremse erreicht wird. Es braucht 91 Stimmen.

Abstimmung
Fur den Antrag KJS/FIKO stimmen 101 Ratsmitglieder. Damit ist
das erforderliche Quorum der Ausgabenbremse erreicht worden.

Leistungsgruppe 3400, Amt fur Militar und Zivilschutz
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe 3500, Sozialamt

7a Minderheitsantrag Jeannette Busser, Andreas Dauru, Florian
Heer und Esther Straub (KSSG):

Verschlechterung: -20'000'000 Franken

Die Zahl der Mineurs non accompagnés (MNA) wird ansteigen. Die
aktuellen Angebote sind voll und Uberlastet. Wir gehen von einer bal-
digen Verdoppelung der Schutzsuchenden aus. Es braucht faire Kondi-
tionen (d.h. Tarife im Bereich der Kinder- und Jugendheime des Kan-
tons Zlrich) und die Vorhalteleistung des Kantons muss von 50% auf
mindestens 80% erhoht werden. Dies ist notwendig, um das Fachper-
sonal nicht zu verlieren.

KEF-Erklarung 2

W1 Leistungen im Asylbereich: Anpassung Vorhalteleistungen

Antrag Jeannette Bisser:

Die Vorhalteleistung des Kantons muss bei neuen Vertradgen mit An-
bieter im MNA-Bereich ab 2023 oder bei Erneuerung von bestehenden
Vertragen ab 2024 von 50% auf mind. 80% erhoht werden.

Roman Schmid (SVP, Opfikon), Prasident der Kommission fur soziale
Sicherheit und Gesundheit (KSSG): Ich spreche hier zur KEF-
Erklarung Nummer 2. Die KSSG lehnt die KEF-Erklarung mit 10 zu 4
Stimmen ab. Die Situation der Betreuung der MNA wurde in der Kom-
mission in letzter Zeit mehrmals diskutiert. Der von der Sicherheitsdi-
rektion in Auftrag gegebene Bericht zur ausserordentlichen Betriebs-
prifung des MNA-Zentrums Lilienberg ist Ende September dieses Jah-
res erschienen und der Sicherheitsdirektor (Regierungsrat Mario Fehr)
hat in der Kommission mehrfach versichert, dass er alle darin gedusser-
ten Empfehlungen umsetzen wird. Der Vertrag mit der AOZ (Asylor-
ganisation Zurich) zur Betreuung der MNA lauft Ende Februar 2024
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aus und es wird im nachsten Jahr eine neue Ausschreibung dazu geben.
Eine Voraussage zur Entwicklung der Situation im MNA-Bereich ist
derzeit schwierig. Die Kommissionsminderheit geht von einer Verdop-
pelung der Schutzsuchenden aus und will fur diesen Fall gewappnet
sein. Auch will sie sicherstellen, dass das Fachpersonal erhalten bleibt,
wenn sich die Zahl der MNA wieder verringern wird. Namens der
KSSG beantrage ich lhnen, die KEF-Erklarung abzulehnen. Vielen
Dank.

Jeannette Busser (Griine, Horgen): Die Grunen fordern mehr finanzi-
elle Mittel fir die Unterbringung und Betreuung von MNA. Warum?
Erstens: Die Anzahl der unbegleiteten Minderjahrigen hat sich verdop-
pelt und es ist kein Ende in Sicht. Zweitens: Es braucht dringend So-
fortmassnahmen. Die aktuell vorhandene Infrastruktur reicht nicht
mehr aus. Und drittens: Es braucht jetzt eine klare Ansage, um mittel-
fristig Anbieter oder Anbieterinnen zu gewinnen. In unserer KEF-
Erklarung Nummer 2 schlagen wir eine Massnahme vor, die Erhéhung
der Vorhalteleistungen. Wichtig ist uns aber auch: Was heute die Aus-
nahme ist, sollte aus Sicht der Griinen die Regel sein. Kinder und Ju-
gendliche sind in erster Linie eines, ndmlich Kinder und Jugendliche,
und in zweiter Linie Asylsuchende. Grundsatzlich sind die Versor-
gungsleistungen im Kinder- und Jugendheimgesetz geregelt. Zudem
gilt, unabhéngig, ob gefliichtet oder nicht, die Kinderrechtskonvention.
Hier sehen wir Handlungsspielraum. Heute ist die Platzierung in ein
Kinder- und Jugendheim die Ausnahme. Wir schufen ein Zweiklassen-
system. Naturlich gibt es Jugendliche, die sich im Lilienberg (Jugend-
heim) auch wobhlfiihlen und gar nicht wegwollen. Es braucht auch hier
individuelle, massgeschneiderte Angebote. Das AJB (Amt fur Jugend
und Berufsberatung) waére sicherlich in der Lage, seine Angebote aus-
zubauen. Ich habe immer noch die Hoffnung, dass sich die anderen
Fraktionen unter dem Eindruck der baldigen christlichen Bescherung
doch noch an ihre Positionspapiere erinnern. «Kinder bedirfen Zuwen-
dung, Férderung und Betreuung», schreibt die GLP. «Allen Kindern ist
ein anregendes, lehrreiches Umfeld anzubieten», fordert die Mitte.
«Und das Kindeswohl sollte stets an erster Stelle stehen, unabhéngig
davon, ob es dabei um das Sorgerecht, das Auseinanderbrechen von Fa-
milien, Rechtsstreitigkeiten in Bezug auf den Aufenthaltsort geht, auch
wenn sie minderjéhrige Drittstaatsangehdrige betreffenx, verspricht die
EVP. Wir haben gehort, dass der Herr Regierungsrat nicht mehr Geld
will. Fir die aktuelle Art und Weise der Versorgung ausschliesslich
durch die Asylfuirsorge braucht es effektiv diese 20 Millionen nicht; gut,
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ich weiss jetzt nicht, mit diesem Querbeet-Kirzungsantrag, der nun
durchgekommen ist, vielleicht eben doch. Wir méchten Thnen aber die
Chance bieten, Herr Regierungsrat, dass Sie alle gesetzlichen Grundla-
gen hinzuziehen und die Handlungsspielraume maximal nutzen. ... (Die
Redezeit ist abgelaufen.)

Lorenz Habicher (SVP, Zirich): Ich spreche einmal zu beiden Antra-
gen, 7, 8 und 8a und einmal im gleichen Aufwisch auch fiir die KEF-
Erklarungen 2 und 3. Sie haben es von Frau Busser selbst gehort, die
20 Millionen braucht es nicht. Hier auf dem Ricken von Minderjéhri-
gen Politik zu machen, ist ein schlechtes Zeichen. Und wenn wir ein-
fach eine Stelle schaffen, die wir auch nicht brauchen, ist es ein noch
schlechteres Zeichen, denn schlussendlich liegt das Problem woanders.
Das Problem liegt bei der AOZ, die Vertrage unterschrieben hat, diese
Vertrage aber nicht erflllt oder nicht erfullen kann. Das heisst, wir hier
koénnen im Budget und im KEF nichts dazu beitragen, damit die Dienst-
abteilung der Stadt Zurich, die AOZ, ihren Job richtig macht. Und glau-
ben Sie mir, die AOZ ist ein grosser Verein mit tiber 1000 Angestellten,
mit Uber 300 Millionen Franken Umsatz, und sie ist in der ganzen
Schweiz tatig. Wir im Kanton Zirich mussen nicht die Probleme der
AOZ lésen. Wir sind hier, um die Zustande beim Sozialamt (KSA) und
im Kanton Zirich zu begriinden und zu bezahlen. Darum lehnen Sie die
Antrége, sei es zum Budget oder zum KEF, ab. Wir danken Ihnen.

Nicole Wyss (AL, Zirich): «Das schonste Privileg ist die sichere Nacht.
Ich kann ruhig schlafen und muss mich nicht flirchten, dass eine Bombe
einschlagt oder jemand tber mich herfallt.» Dieser Satz stammt von
einem Madchen aus Syrien. Sie ist 16 Jahre alt. Das Zitat steht auf der
Seite des Kantons Ziirich zum Thema «MNA». Unbegleitete Minder-
jahrige sind in erster Linie Kinder und Jugendliche. Sie brauchen Un-
terstlitzung beim Verarbeiten ihrer Erlebnisse, bei der Integration in un-
ser Land und beim Finden ihrer eigenen Zukunft. Sie bendtigen Kon-
stanz. Gemass Schweizer Asylgesetz, Artikel 17, haben MNA ein An-
recht auf eine Vertrauensperson. Mit diesem Budgetantrag verlangen
wir, dass die Vorhalteleistungen des Kantons von 50 auf 80 Prozent
erhoht werden. Die auszufuihrende Asylorganisation, die AOZ, bend6tigt
diese Erhdhung, um Fachpersonal auch in Zeiten von tieferen Fliicht-
lingszahlen, sollten sie dann mal wieder kommen, behalten zu kénnen.
Diese Konstanz ist enorm wichtig. Die aktuellen Angebote sind seit lan-
gerem massiv Uberlastet, wir haben schon viel gelesen, wir haben schon
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viel dariiber gehort, wir wissen es alle. Die Zunahme der Schutzsuchen-
den reisst zurzeit nicht ab. Die AL fordert, dass Minderjahrige, die in
der Schweiz Schutz suchen, altersadaquat und zu fairen Konditionen
betreut und integriert werden. Mit diesem Antrag und der dazugehori-
gen KEF-Erklarung kann oder soll dies endlich geschehen. Aus diesen
Grunden unterstiitzt die AL den Minderheitsantrag wie auch die KEF-
Erklarung.

Und an Herrn Habicher: Ich hoffe wirklich, dass diese Probleme beho-
ben werden kdnnen, und ich habe auch die Hoffnung, dass wir etwas
dazu beitragen konnen. Danke.

Linda Camenisch (FDP, Wallisellen): Wir wurden und werden in der
KSSG ausfihrlich Uber die aktuellen Flichtlingsbewegungen infor-
miert. Der Kanton wird ohne Zweifel vor grosse Herausforderungen ge-
stellt. Die Problemstellungen, die MNA, Mineurs non accompagnes,
betreffen, sind ein kleiner Teil davon. Das Geld ist jedoch nicht das
Problem, im Vordergrund stehen die Unterkiinfte. Die finanziellen Er-
wartungen sind im Budget der Sicherheitsdirektion realistisch abgebil-
det. Vorhalteleistungen im verlangten Umfang von 20 Millionen Fran-
ken zu erhdhen, ist weder nétig noch angebracht noch zuldssig. Wieder
besserem Wissen stellen die Griinen diesen Antrag. Wahlkampf? Honni
soit qui mal y pense. Die FDP lehnt den Antrag ab.

Ich spreche auch noch zur KEF-Erklarung: Das ganze Thema rund um
den Vertrag mit der AOZ und dessen Nichterfiillung haben wir bereits
ausfuhrlich diskutiert. Der Bericht liegt vor und der Regierungsrat hat
aufgezeigt, wie und wo er die Situation verbessern kann und will, auch
in Bezug auf die Anforderungen, wenn es im Fruhjahr 2023 zu der Neu-
ausschreibung kommt. Ausdrtcklich hat er nochmals darauf hingewie-
sen, dass er bereit ist, die Empfehlungen des Biros Schiess (Organisa-
tionsberatungsunternenmen) umzusetzen, und hier vertrauen wir dem
Regierungsrat. Die FDP lehnt auch die KEF-Erklarung ab. Danke.

Mark Anthony Wisskirchen (EVP, Kloten): Die MNA-Debatten im ver-
gangenen Jahr haben deutlich gemacht, dass es zwar Ungereimtheiten
gibt, die in einem Bericht auch klar dargelegt wurden, diesen aber vom
Kanton, sprich der Sicherheitsdirektion und dem kantonalen Sozialamt,
ernsthaft und I6sungsorientiert begegnet wird und ihnen den Umstan-
den entsprechend Rechnung getragen wird. Der Regierungsrat hat re-
gelmaéssig in der KSSG uber die Veranderungen und Zukunftsperspek-
tiven der Asylsuchenden ausfihrlich informiert, auch im Speziellen zur
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gesondert zu betrachtenden Situation der MNA. Den Linken kann at-
testiert werden, dass sie den einer vermutlich steigenden Anzahl MNA
gegeniberstehenden Leistungserbringern eine gewisse planerische Si-
cherheit in der personellen Organisation geben méchten. Wir bedanken
uns auch, dass unser EVP-Aktionsplan auf Interesse gestossen ist. Der
Regierungsrat hat aber mehrfach erklart — mehrfach erklart —, dass eine
Aufstockung von 10 Millionen auf 20 Millionen Franken fur eine Aus-
weitung der Vorhalteleistungen nicht notwendig sei, weil schon die
Budgetposition aus den Vorjahren vollig ausreichend sei. Die Kommis-
sionsmehrheit hatte wahrscheinlich dem zweiten Anliegen, dem KEF-
Wirkungsindikator «Leistungen im Asylbereich, Anpassung Vorhalte-
leistungen» zugestimmt, hatten die Griinen, wie angekiindigt, ihren An-
trag auf Budgeterh6hung zurtickgezogen. Die EVP hat Vertrauen in den
Regierungsrat und sein sehr umsichtig und kompetent gefiihrtes kanto-
nales Sozialamt, dass die notwendigen Mittel und Ressourcen bei Be-
darf gesprochen werden, und lehnt die Budgetverschlechterung sowie
die KEF-Erklarung Nummer 2 ab.

Leandra Columberg (SP, Dlbendorf): Wir haben in den vergangenen
Wochen und Monaten zur Geniige gehort, was es fir Missstande gibt
im Bereich der Betreuung von MNA. Wir wissen auch, dass die Zahl
der MNA, der unbegleiteten minderjahrigen Asylsuchenden, im Kanton
ansteigen wird. Und nein, an meine VVorrednerin der FDP, es sind eben
nicht nur die Unterkdiinfte, die nicht ausreichen, auch das Fachpersonal
ist Uberlastet, und das wurde von den Betroffenen unmissverstandlich
kommuniziert. Dass darunter insbesondere die vulnerablen Kinder und
Jugendlichen leiden, das wissen wir auch. Um eine angemessene Be-
treuung sicherzustellen, missen genugend Ressourcen und faire Kon-
ditionen bestehen. Diese sollten sich an den Standards, den entspre-
chenden Tarifen der Kinder- und Jugendheime des Kantons Zrich ori-
entieren. Es gibt keinen Grund, wieso es fiir gefllichtete, oft schwer
traumatisierte Jugendliche und Kinder weniger Ressourcen geben sollte
als fur andere Kinder und Jugendliche. Wir haben hier als Kanton Z-
rich eine Verantwortung, um aus den bestehenden Missstanden in der
Betreuung MNA zu lernen und zu handeln. Die SP wird dem Minder-
heitsantrag 7a Busser und der KEF-Erklarung 2 zustimmen. Besten
Dank.

Claudia Hollenstein (GLP, Stéafa): Die Gesamtsituation im Kanton Z{-
rich zeigt, dass 2022 90'000 Menschen aus schwierigen bis hin zu «un-
lebbaren» Landern zu uns in die Schweiz gekommen sind. Wir sprechen
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von ca. 70'000 Menschen aus der Ukraine, zusatzlich circa 25'000 Men-
schen via ordentliches Verfahren aus anderen Landern. Im Kanton Zu-
rich befinden sich circa 17,9 Prozent Flichtlinge, was eine stattliche
Anzahl von Menschen, die sich in einer schwierigen Situation befinden,
bedeutet. Die Situation ist und war schwierig. Wir wurden dazu regel-
massig und sehr kompetent durch den zustandigen Regierungsrat in der
KSSG informiert. Die aktuelle Flichtlingsbewegung ist im diesjahrigen
Budget ersichtlich. Die notwendigen finanziellen Mittel dazu sind vor-
handen; wenn nicht, wird dies im kommenden Jahr ersichtlich sein. Zu-
dem zeigt unser System, dass allen Menschen, die zu uns kommen, ge-
holfen wird, so gut wie immer mdglich.

Die Argumentation, dass dieses Thema als Wahlkampfmotor genutzt
wird, vor allem von denjenigen, die es einbrachten, kommentieren wir
nicht. Das Wichtigste, um die Missstande zu minimieren, wird wohl
eine Anpassung der Zuschlagskriterien im Vergabeverfahren sein, bei-
spielsweise die Mdglichkeit der Vergabe an mehrere kleine und etab-
lierte Organisationen, die eine personliche und durchgehende Beglei-
tung der MNA sicherstellen kénnen und uber gentigend Personal ver-
fligen. Uns sind Losungen wichtig, nicht Schuldzuweisungen mit einer
Zeigefingermentalitdt. Die GLP-Fraktion lehnt den Minderheitsantrag
7a und den KEF-Antrag 2 ab.

Thomas Marthaler (SP, Zurich): Ich bin einigermassen tiberrascht, dass
der Regierungsrat nicht bereit ist, die KEF-Erklarung entgegenzuneh-
men. Und dies, obwohl ich Mitglied der Kommission fiir soziale Si-
cherheit und Gesundheit bin und einige Male vom Sozialamt informiert
wurde, wie gut alles laufe mit den MNA und dass man darum auch kein
Geld brauche. Das Problem sei nicht das Geld, sondern natirlich die
Fachkréfte, die diese jungen Menschen betreuen sollen. Das leuchtet
mir einigermassen ein, weil ich zu Hause auch noch zwei Teenager
habe. Wenn ich mir jetzt vorstelle, dass die in einem anderen Land wa-
ren und dort irgendein Dritter sie erziehen musste, dann kann ich mir
schon vorstellen, dass es vielleicht nicht ganz einfach wére. Und das ist
ja das, was mit diesen jungen Menschen passiert, die hier ohne Beglei-
tung Erwachsener beschult werden missen. Und das ist der Kritikpunkt
im Bezirk Affoltern, den ich gehort habe: Da wurde mir mitgeteilt, dass
natlrlich solche Jugendlichen im Prinzip kein Problem seien, wenn man
vielleicht zehn Schdiler in einem grésseren Schulhaus integrieren muss.
Wenn aber auf einmal 70 oder 80 in einem Schulhaus neu eingeschult
werden mussen, dann ist es eine Frage der Kapazitét in den Schulen und
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auch der Durchmischung dieser Schulen. Und zur Integration: Viel-
leicht kdnnen zehn Leute zwei Personen integrieren, zehn Leute konnen
aber nicht sieben oder acht Leute integrieren. Das sind die Probleme,
die sich stellen, und die sind meines Erachtens durch die Regierung
nicht gentigend beantwortet worden, und da gibt es noch einiges zu tun.
Darum: Wenn man sagt, es sei keine Geldfrage, dann soll man aber auf-
zeigen, wie man das nachher besser machen will. Da sind auch die
Schulbehorden gefordert, damit die Schulen entlastet werden, die diese
Leute integrieren mussen. Nehmen Sie darum die KEF-Erklarung 2 an.
Merci vielmals.

Jeannette Biisser (Gruine, Horgen) spricht zum zweiten Mal: Nach dem
Votum von Linda Camenisch habe ich jetzt nochmals das Bediirfnis, zu
versuchen den Budgetantrag zu erklaren, ich glaube, der Kern wurde
noch nicht verstanden. Es geht nicht nur um die Vorhalteleistungen. Ich
denke, der Kanton wird keine Anbieter mehr finden, wenn er das nicht
macht, von 50 auf 80 zu erhéhen, weil die Schwankungsrisiken dann
doch sehr hoch sind. Aber im Budgetantrag geht es um eine zweite Sa-
che, ndmlich, dass Kinder und Jugendliche nach den Tarifen der Kin-
der- und Jugendheime unterstiitzt werden und nicht nach der Asylfir-
sorge. Und das wére eine Fokusverschiebung, ein Perspektivenwechsel.
Mir liegt es fern, irgendwelche Schuldzuweisungen zu machen. Es ist
rein eine Aufforderung, eine Bitte an diesen Regierungsrat, an den Si-
cherheitsdirektor, den Fokus zu verschieben. Kinder und Jugendliche
sind einfach mal Kinder und Jugendliche in erster Linie und keine Asyl-
suchenden. Und zweitens zu Lorenz Habicher, zu den 20 Millionen,
also ich weiss nicht: Ich habe eine Berechnung gemacht, die ist «Hand-
gelenk mal Pi», das stimmt, aber ich kam auf eine viel grdssere Zahl.
Und es werden sehr, sehr viele Kinder kommen. Also wir haben jetzt
150 Platze. Wir wissen, dass es 300 sein werden. Und in den néachsten
Jahren, so wie die Weltlage aussieht, gehe ich davon aus, dass wir uns
besser doch schon heute darum kiimmern, die Verantwortung nicht der
AOZ zuschieben, sondern die Verantwortung als Kanton einfach selbst
ubernehmen. Wir brauchen neue Anbieter. Wir mussen diesen Anbie-
tern sagen, was wir zahlen, und diese Gelegenheit wollen wir der Si-
cherheitsdirektion geben. Danke.

Regierungsrat Mario Fehr: Besten Dank fir diese Auslegeordnung. Ich
will meine funf Minuten dazu nutzen, ein bisschen das Spektrum zu
erweitern. Die Lage im Flichtlings- und Asylbereich ist tatséchlich
sehr, sehr angespannt. Der Kanton Zirich wird bis Jahresende aus dem
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Asyl- und Fluchtlingsbereich etwa 15'000 Menschen zuséatzlich aufneh-
men. Diese 15'000 Menschen entsprechen in etwa der Zahl, die die
Schweiz als Ganzes im letzten Jahr aufzunehmen hatte. Diese 15'000
Menschen stellen uns tatséachlich vor Herausforderungen, stellen die
Gemeinden vor Herausforderungen. Ich kann hier sagen, dass ohne die
Leistung der Stadte Zirich und Winterthur, aber auch aller anderen Ge-
meinden diese Aufgabe nicht zu bewerkstelligen wéare. Die Gemeinden
haben eine Asylaufnahmequote, 9 auf 1000 Personen; diese erftllen sie.
Der Kanton macht genauso seine Hausaufgaben. Er hat allein im letzten
Monat vier oder finf zusétzliche Unterkinfte er6ffnet. Wir haben jetzt
18 Unterkiinfte, die wir zur Verfugung stellen. Und wir haben gleich-
zeitig den Bund aufgefordert, dass auch er seine Hausaufgaben macht.
Nach einer Phase des Einknickens, des Wegsehens hat sich der Bund
jetzt wieder bereit erklart, seinen Teil zu machen, die reguldaren Asyl-
verfahren, die ersten 140 Tage in den Bundesunterkiinften zu gewahr-
leisten. Und er hat zusatzlich gesagt, dass er auch Zivildienstleistende
einsetzen wird. Wir haben dariiber hinaus auch einen Einsatz der Ar-
mee, also nicht von Panzergrenadieren, sondern von Sanitatssoldatin-
nen und -soldaten und von Angehérigen der Rettungstruppen gefordert.
Wir gehen immer noch davon aus, dass dieser Einsatz kommen wird.
In dieser ganzen Auflistung spielen selbstverstandlich auch die Minder-
jahrigen eine Rolle, eine ganz spezielle Rolle. Wir haben, Stand heute,
gut 260 MNA hier im Kanton Zirich, ein Teil ist im Lilienberg. Wir
haben drei Aussenstellen und wir haben verschiedene auch in Son-
derunterbringungen unterbringen kénnen. Uberall in den Sonderunter-
bringungen, in den MNA-Unterkinften, in den Unterklinften des Kan-
tons, aber auch in vielen Gemeinden fehlen die Fachkréafte. Und Sie
kdénnen mir noch so viel Geld geben, noch so viele Vorgaben machen,
ich werde diese Fachkréfte nicht aus meinem Hut zaubern kdnnen, zu-
mal ich auch gar nie einen Hut trage. Aber auch wenn ich einen hatte,
konnte ich es nicht. Ich wéare Ihnen darum sehr verbunden, wenn Sie
zumindest respektieren wirden, dass wir diese Herausforderung der
letzten Wochen und Monate — und meine Leute vom Sozial- und von
Migrationsamt haben tatsachlich Tag und Nacht geschuftet —, dass wir
diese Aufgabe respektabel bewaéltigt haben. Dabei, Frau Bisser, neh-
men wir selbstverstandlich Ricksicht auf die Minderjahrigen, soweit
wir Betreuungspersonal bekommen. Wir werden weitere Aussenstellen
aufmachen, sofern die Organisationen in der Lage sind. Und wir haben
deutsch und deutlich gesagt, dass wir alles, aber auch alles, was in die-
sem Bericht steht, bei der Neuausschreibung bericksichtigen werden.
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Das, was Sie fordern, ndmlich die MNA in den né&chsten vier, flnf Jah-
ren zu prognostizieren, das ist ein Ding der Unmdglichkeit. Ich kann
weder die Balkan-Route noch die Mittelmeer-Route noch den Krieg in
Syrien noch den Ukraine-Konflikt, ich kann nicht einmal die Spannun-
gen in Bosnien regulieren, dazu fehlen einem Zircher Sicherheitsdirek-
tor die Mittel. Wir sind immer nur mit dem konfrontiert, was passiert.
Wir versuchen das wirklich nach bestem Wissen und Gewissen zu ma-
chen. Wenn Sie tatsdchlich mehr Menschen in Sonderunterbringungen,
in Sonderheimen unterbringen mochten, dann missen Sie der Bildungs-
direktion mehr Geld geben und nicht mir, weil die Bildungsdirektion
diese Einweisungen zahlt. Insgesamt glaube ich, dass wir gemeinsam
mit den Stadten, gemeinsam mit dem Kanton unseren Job erledigen.
Mit Ausnahme der drei linken Fraktionen in diesem hohen Haus attes-
tieren uns dies auch alle. Vielleicht sollten Sie auch einmal dartber
nachdenken, ob diese ganze Aufregung, die Sie hier jedes Mal wieder
veranstalten, nicht politischen Kraften nitzt, die Ihnen nicht so nahe-
stehen. Wir machen unseren Job, die Gemeinden machen ihren Job, und
das wird auch morgen so sein. Besten Dank.

Abstimmung ber Minderheitsantrag 7a
Der Kantonsrat beschliesst mit 115 : 59 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen), den Minderheitsantrag von Jeannette Blsser abzulehnen.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 2
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 2 mit
115 : 58 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

8a Minderheitsantrag Jeannette Blsser, Andreas Dauru, Florian
Heer, Thomas Marthaler und Esther Straub (KSSG):
Verschlechterung: -150'000 Franken

Die Beitrage an Asylaufgaben sind zu erh6hen. Wir fordern die Schaf-
fung einer Stelle, welche ausschliesslich um die Koordination, Kon-
trolle und Uberwachung der Aufgaben im Bereich MNA besorgt ist. Ne-
ben der AOZ braucht es rasch zusatzliche Anbieter. Insbesondere die
Planung, z.B. mit dem AJB, muss dringend vorgenommen werden. Wir
erwarten, dass der Kanton seine Verantwortung wahrnimmt und for-
dern darum entsprechende personelle Ressourcen.

Roman Schmid (SVP, Opfikon), Prasident der KSSG: Auch hier spreche
ich direkt zur KEF-Erklarung Nummer 3: Eine Minderheit mochte hier
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einen neuen Leistungsindikator schaffen, und zwar vom Bund zugewie-
sene MNA. Die MNA sollen so in der Asylstatistik besser sichtbar ge-
macht werden. Die Mehrheit lehnt diese KEF-Erklarung ab, und zwar
aus dem Grund, dass das sehr schwierig eruierbar sein wird in den
nachsten Jahren. Die KSSG lehnt die KEF-Erklarung mit 10 zu 4 Stim-
men ab. Namens der Kommission beantrage ich Ihnen, die KEF-
Erklarung abzulehnen. Vielen Dank.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Herr Prasident, eigentlich sind wir erst
bei 8a, Minderheitsantrag Jeannette Biisser, Verschlechterung um
150'000 Franken.

Jeannette Busser (Grune, Horgen): Wir Grinen moéchten, dass eine
Stelle geschaffen wird, die verantwortlich und kompetent im MNA-
Bereich koordinieren und vermitteln kann. Diese Stelle hatte zum Bei-
spiel auch die 20 Millionen Franken gut organisieren kénnen zwischen
Bildungsdirektion und Sicherheitsdirektion, einfach als Hinweis, Herr
Sicherheitsdirektor. Der Bericht der Firma Schiess wies auf einige
Schwachpunkte hin. Er spricht von Mangeln in der Zusammenarbeit
und Kooperation, sie sei verbesserungsbedurftig. In die bestehende Ko-
operationserklarung zwischen KSA und der Zentralstelle MNA soll
mittelfristig auch die AOZ eingebunden werden. Zudem sei zwischen
dem KSA und AJB zu kléren, wie der Betreuungsbedarf von MNA ab-
zudecken ist und wer entsprechend zusténdig sei. Ich personlich glaube,
dass mit den vorhandenen finanziellen und personellen Ressourcen ver-
sucht wird, das Bestmdgliche zu tun. Damit will ich einfach betonen:
Ich habe kein Misstrauen. Die AOZ mit ihren engagierten Mitarbeiten-
den und dem Fachdienst MNA will nicht schlecht arbeiten, das kanto-
nale Sozialamt sicher auch nicht, das AJB mit der Zentralstelle MNA
ebenfalls nicht. Trotzdem sind die Ergebnisse des vom Kanton in Auf-
trag gegebenen Berichts verheerend. Dass Ergebnisse miserabel sein
kdnnen, obwohl niemand effektiv die Absicht hatte, Kinder und Ju-
gendliche schlecht zu behandeln, ja, das kommt vor. Darum hiite ich
mich hier, in das Spiel der Verantwortung-Zuschieberei einzusteigen.
Nur, nach diesem Bericht zur Tagesordnung tiberzugehen, das geht aus
Sicht der Griinen dann doch nicht. Zu diesen inhaltlich schon ziemlich
komplexen Aufgaben kommt noch etwas Weiteres dazu, ndmlich, dass
so rasch als mdglich mit neuen maoglichen Anbietern das Gesprach ge-
sucht wird und klare konzeptionelle VVorgaben gemacht werden ms-
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sen. Darum fordern wir hier den Regierungsrat hoflich auf, eine struk-
turelle Massnahme zu ergreifen, damit das Bestmdgliche nicht nur ge-
wollt, sondern auch geschaffen wird. Danke.

Leandra Columberg (SP, Diibendorf): Ich kann mich eigentlich meiner
Vorrednerin anschliessen. Wir haben es gehort, es wurde viel dartber
diskutiert, dass wir jetzt nicht einfach Schuldzuweisungen und Verant-
wortung hin und her schieben sollten, sondern uns eben darum kim-
mern sollten, dass diese Missstdande im Bereich der Betreuung von
MNA behoben werden. Dass diese Missstande bestehen, das haben wir
gehort, das wurde auch von dem vom Kanton in Auftrag gegebenen
Bericht bestatigt, das ist nun mal ein Fakt.

Wir haben auch gehort, dass Handlungsbedarf besteht, insbesondere in
der Koordination, um eben diese korrekte Erflllung der Aufgaben zu
priorisieren, zu uberprifen. Ich sehe also nicht, was fir Sie dagegen
spricht, denn wir haben hier so ziemlich alle anerkannt, dass zum einen
diese Missstande bestehen. Zum anderen wollten Sie, geschatzte Kol-
leginnen und Kollegen der birgerlichen Seite und auch der GLP insbe-
sondere, warten, was dieser Bericht sagt. Dieser hat ganz klar Hand-
lungsbedarf aufgezeigt. Also schaffen wir doch eine Stelle, die dafiir
zustandig ist, die sich ausschliesslich um Koordination, Kontrolle und
Uberwachung dieser Aufgaben im Bereich der MNA-Betreuung kiim-
mert.

Die SP wird entsprechend dem Minderheitsantrag 8a zustimmen und
ich bitte Sie, es uns gleichzutun. Besten Dank.

Nicole Wyss (AL, Zurich): Die Alternative Liste unterstiitzt den Min-
derheitsantrag 8a zur Schaffung einer kantonalen Koordinationsstelle.
Auch von unserer Seite her ist es keineswegs ein Angriff. Es braucht
aber Verbesserungen und diese Stelle ware hilfreich hierftr. Die Arbeit
mit Minderjahrigen ohne Begleitung ist hochst anspruchsvoll und in-
tensiv. Der Kanton muss seine Verantwortung wahrnehmen. Die AL ist
der festen Uberzeugung, dass eine klar definierte Koordinationsstelle
fur diese Arbeit eben wirklich hilfreich wére. Auf der einen Seite ist es
fir die AOZ klar, wer Ansprechperson und Wissenstrager ist. Anderer-
seits liegt das Wissen auf kantonaler Ebene ebenfalls gebtndelt vor.
Daher unterstitzt die Alternative Liste diesen Budgetantrag. Tun Sie es
uns bitte gleich.

Mark Anthony Wisskirchen (EVP, Kloten): Ich kann mich kurzhalten:
In Anlehnung und Begriindung zum vorangehenden Budget- und KEF-



27

Antrag wird sich die EVP auch bei diesen beiden Antréagen nicht fir
eine Budgetverschlechterung respektive einen neuen KEF-Indikator
aussprechen und lehnt ab.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Auch diese Abstimmung wirde der
Ausgabenbremse unterstehen, falls der Minderheitsantrag obsiegt.

Abstimmung Uber Minderheitsantrag 8a
Der Kantonsrat beschliesst mit 114 : 59 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen), den Minderheitsantrag von Jeannette Busser abzulehnen.

KEF-Erklarung 3

Leistungsindikator: Vom Bund zugewiesene MNA

Antrag Nicole WYyss, Jeannette Buisser:

Schaffung eines neuen Leistungsindikators: Vom Bund zugewiesene
MNA.

Nicole Wyss (AL, Zilrich): Ich halte mich diesmal kurz. Mit diesem
KEF-Antrag fordern wir den zusétzlichen Leistungsindikator «vom
Bund zugewiesene MNA». Die Zahlen sind, genauso wie auch der Leis-
tungsindikator «vom Bund zugewiesene Asylsuchende», nicht vorher-
sehbar, das ist der Alternativen Liste naturlich absolut klar. Wir wollen
aber wissen, mit welchen Zahlen gerechnet wird. Es geht um eine Prog-
nose. Rickwirkend sind im KEF dann die effektiven Zahlen ersichtlich.
Ich mochte noch einmal darauf hinweisen: MNA sind Kinder und Ju-
gendliche. Sie bendtigen eine andere Unterbringung als Erwachsene
und eine spezifizierte Firsorge. Darum muss besonders hingesehen
werden, ob genligend Geld zur Verfugung gestellt wird. Und ja, das
Fachpersonal, wie Herr Fehr es gesagt hat, ist nicht aus dem Hut zu
zaubern, aber man muss alles daftr tun, dass gentigend Personen vor-
handen sind. Letztendlich sind Ruckschlisse auf die Planung moglich.
Bitte unterstiitzen Sie unseren KEF-Antrag.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 3
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 3 mit
113 : 57 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

Leistungsgruppe 3700, Sportamt

Leistungsgruppe 3910, Sportfonds

Leistungsgruppe 3920, Fonds zur Bekdmpfung des Alkoholismus und
der Spielsucht
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Leistungsgruppe 3930, Schutzraumfonds

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Finanzdirektion

Leistungsgruppe 4000, Generalsekretariat
Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 4100, Finanzverwaltung

Ratspréasidentin Esther Guyer: Der Antrag 9 und der Minderheitsantrag
9a wurden zuriickgezogen.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 4400, Steuern Betriebsteil
Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 4500, Personalamt

Ratspréasidentin Esther Guyer: Der Antrag 10 und der Antrag 10a wur-
den ebenfalls zuriickgezogen.

Keine weiteren Bemerkungen; genehmigt.

Leistungsgruppe 4610, Amt fur Informatik
Leistungsgruppe 4620, IKT-Sicherheitsbeauftragter
Leistungsgruppe 4700, Drucksachen und Material

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 4910, Steuerertrage

KEF-Erklarung 4

KR-Nr. 392/2022: Steuerermassigung fir natlrliche Personen bei
Kaufkraftverlust. Schutzschirm fur untere und mittlere Einkommen in
der Planung berticksichtigen

Antrag Melanie Berner, Jasmin Pokerschnig, Beat Bloch:
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Saldo
P24 P25
8107.9 (- 132.5 Mio.) 8288.9 (- 132.5 Mio.)

Beat Bloch (CSP, Zirich), Prasident der Kommission fiir Wirtschaft
und Abgaben (WAK): Die WAK hat die KEF-Erklarung am 15. Novem-
ber 2022 mit 12 zu 3 Stimmen abgelehnt. Zur Begriindung des Antrags
verweise ich auf die Erlauterungen von Melanie Berner. Die Pl «Steu-
erermassigung fir natdirliche Personen bei Kaufkraftverlust» (KR-Nr.
392/2022) muss vom Kantonsrat zuerst einmal vorlaufig unterstiitzt
werden. Wann dies der Fall sein wird, wissen wir heute noch nicht. Was
wir aber sicher wissen, ist, dass es in diesem Fall langere Zeit dauern
kann, bis eine entsprechende Steuergesetzanderung in Kraft tritt, sofern
der Kantonsrat diese Gesetzesanderung denn beschliesst. Es ist deshalb
schwierig, bereits zum jetzigen Zeitpunkt Steuerausfalle im KEF fir die
Planjahre 2024 und 2025 zu budgetieren. Schliesslich ist es fraglich, ob
das Steuerharmonisierungsgesetz Steuererleichterungen fur naturliche
Personen erlaubt. Dieser Aspekt wére in der WAK im Rahmen der De-
tailberatung zur PI vertieft abzuklaren. Namens der WAK-Mehrheit be-
antrage ich lhnen, die KEF-Erklarung Nummer 4 abzulehnen.

Melanie Berner (AL, Zirich): Seit bald drei Jahren befinden wir uns im
Ausnahme-, ja, im Krisenmodus. Die Corona-Situation (Covid-19-Pan-
demie) hat gezeigt, dass politische Entscheidungen sehr schnell umge-
setzt werden kénnen, wenn es denn die Situation verlangt. Rasch und
unkompliziert sind Hilfspakete geschnirt und ist Geld ausbezahlt wor-
den. Wiederholt hat sich das Szenario, als es auf dem Energiemarkt zu
hohen Preisverwerfungen gekommen ist. Uber systemkritische Strom-
unternehmen wurde ein Rettungsschirm aufgespannt — zack! Fir die
noch systemkritischeren Bewohnerinnen und Bewohner dieses Landes,
dieses Kantons allerdings gibt es nichts ausser Inflation, Teuerung, Pré-
mienschock, steigende Energiekosten, steigende Mieten und stagnie-
rende Lohne. Eine solche mehrfache Kostenexplosion bringt Menschen
mit geringem und mittlerem Einkommen schnell in existenzielle Not.
Genau darum haben CSP, Griine und AL die parlamentarische Initiative
392/2022 mit dem Titel «Steuerermassigung fur natdrliche Personen
bei Kaufkraftverlust» eingereicht. Damit schaffen wir die gesetzliche
Grundlage, dass der Regierungsrat in Krisensituationen — zack! — einen
Rettungsschirm fir Menschen mit tiefen und mittleren Einkommen auf-
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machen kann. Dies kostet Geld und genau dieses Geld, also diese prog-
nostizierten Steuerausféalle, mochte ich mit meiner KEF-Erklarung in
die Planung einstellen. Um dem eingereichten Vorstoss die bendtigte
Zeit zur Umsetzung zu geben, verzichten wir auf die Einstellung im
Planungsjahr 2024. In der Hoffnung, dass die Krise ab 2026 vorbei ist,
haben wir es auch 2026 nicht eingestellt. Besten Dank fur Ihre Unter-
stutzung.

Jasmin Pokerschnig (Grine, Zirich): Wir wollen eine Mdglichkeit
schaffen, Steuerermdssigungen zu gewahren, die den unteren und mitt-
leren Einkommen tatsachlich endlich etwas bringen sollen. Sie sollen
bei der Steuerrechnung in Krisenzeiten einen Betrag in der Hohe von
mindestens 250 Franken abziehen kdnnen. Das wére fiir die Menschen
eine spirbare Entlastung. Die Erh6hung der Krankenkassenpramien,
die gestiegenen Energiekosten und die Inflation machen Menschen mit
kleinen Einkommen sehr zu schaffen. Menschen mit knappen Einkom-
men mussen sich von Monat zu Monat irgendwie durchwursteln, damit
sie Uberhaupt ihre Fixkosten decken kénnen. Die parlamentarische Ini-
tiative dazu ist eingereicht und wir gehen davon aus, dass sie Uberwie-
sen wird. Unterstitzen Sie den KEF-Antrag, damit wir die Steuerermas-
sigung fur die unteren und mittleren Einkommen fur die Planjahre 2024
und 2025 einstellen kénnen. Wenn wir zeitnah noch die PI bearbeiten
und ein Problem l6sen und vorwartsmachen wollen, dann schaffen wir
das bis ins Jahr 2024. Danke fir die Unterstiitzung.

Patrick Walder (SVP, Diibendorf): Die SVP/EDU-Fraktion wird diesen
KEF-Antrag ablehnen. Der KEF-Antrag stitzt sich auf die PI 392/2022.
Die erwahnte PI verlangt eine Steuergesetzanderung, bei welcher aber
kein fixer Betrag genannt wird. Weiter sieht diese Pl ausschliesslich
eine Kann-Formulierung vor. Das heisst, auch wenn die Pl eine Mehr-
heit finden wirde, muss der Regierungsrat keine entsprechende Steuer-
erméassigung gewahren. Da der Regierungsrat gemass PI frei ist, ob und
wann, und wenn ja, welchen Betrag er festsetzen wirde, ware die jet-
zige KEF-Beriicksichtigung unserids. Weiter ist zu erwéhnen, dass in
der Begrundung der Pl und des KEF-Antrags von verschiedenen Aus-
gangspunkten gesprochen wird. Somit ist der KEF-Antrag so oder so in
grosser Abweichung zur Pl und dadurch noch weniger zu unterstiitzen.
Auch inhaltlich lehnt die SVP-EDU-Fraktion diesen KEF-Antrag ab.
Unter Berucksichtigung, dass bereits heute viele Personen keine Steu-
ern zahlen, wére es falsch, eine Steuererméssigung nur fr wenige statt
fur alle umzusetzen. Losungen, bei welchen alle profitieren, wie zum
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Beispiel bei der Gerechtigkeitsinitiative, werden unsererseits als ge-
rechter betrachtet und sind vorzuziehen. Besten Dank.

Stefan Feldmann (SP, Uster): Wir haben es gehort, diese KEF-
Erklarung steht im Zusammenhang mit der parlamentarischen Initiative
392/2022. Die SP-Fraktion hat ihre Haltung zu dieser PI noch nicht fest-
gelegt, auch wenn eine Steuererméssigung — so viel kann man sicher
schon sagen — fir untere und mittlere Einkommen bei uns weit mehr
Sympathien geniessen durfte als entsprechende VVorschlége bei den ho-
hen und sehr hohen Einkommen. Unabhangig von der noch zu bezie-
henden inhaltlichen Position wird die SP-Fraktion diese KEF-
Erklarung aber ablehnen. Es ist einfach so, dass die Schaffung einer
gesetzlichen Grundlage, wie sie fur das Vorhaben nétig ist und wie sie
die PI anstossen will, bis 1. Januar 2024 schlicht nicht méglich sein
wird. Das ergibt sich nur schon aus der Addition der verschiedenen
Fristen, die es in diesem Verfahren gibt. Auch bei einer sehr beforder-
lichen Behandlung ware wohl der 1. Januar 2025 das hochste aller Ge-
fuhle. Der KEF sollte zudem mdglichst realistisch die Finanzplanung
abbilden. Das tut er zwar nie, weil es immer Unsicherheiten gibt und
vieles anders kommt als gedacht, das hat uns ja gerade die jiingere Ver-
gangenheit gelehrt. Weil es aber schon genug Unsicherheit im KEF hat,
sollten wir darauf verzichten, jetzt auch noch Anliegen, die zwar sym-
pathisch sein mogen, aber bei denen schon jetzt Klar ist, dass es auf der
Zeitachse nicht machbar ist, auch noch in den KEF aufzunehmen und
ihn so zu einer Zahlenspielerei verkommen zu lassen. Die SP-Fraktion
lehnt deshalb diese KEF-Erklarung ab. Besten Dank.

Doris Meier (FDP, Bassersdorf): Zack, liebe Melanie Berner, ja, zug-
ebenermassen gehen auch mir die Prozesse, die wir mit unseren Vor-
stossen durchlaufen dirfen, manchmal zu lange. Mit dieser KEF-
Erklarung soll der politische Prozess nun aber nicht nur beschleunigt,
sondern direkt ausgebremst werden. Die Grundlage bildet eine PI, die
am 24. Oktober 2022 eingereicht wurde. Normalerweise wird der Rat
angefragt, ob er sie tUberweisen mochte, und diesem Wunsch mussen
auch noch 60 Ratsmitglieder folgen, denn wenn nicht, geht sie zurtick
an den Absender. Nun davon auszugehen, dass sie tiberwiesen wird, ist
ja legitim, liebe Jasmin Pokerschnig, aber zu meinen, die Auswirkun-
gen seien schon im Jahr 2024 sichtbar, kommt doch einem vorgezoge-
nen Weihnachtsgeschenk, das im Jahr 2024 unter den Weihnachtsbaum
liegen soll, gleich, zumal diese PI so gar nicht umsetzbar ist. Denn das
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Steuerharmonisierungsgesetz sieht nur eine Steuererleichterung bei Un-
ternehmungen, nicht aber bei natlrlichen Personen vor. Eine Revision
waére auch hier zuerst notig.

Als letzten Punkt erlaube ich mir noch zu erwahnen, dass der KEF die
zu erwartenden Finanzplanung moglichst gut abbilden und nicht in ei-
nem politischen Wunschprogramm enden sollte. Die FDP lehnt die vor-
liegende KEF-Erklarung ab.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 4
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 4 mit
145 : 26 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

KEF-Erklarung 5

Bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf: Positive Auswirkungen
auf Steuereinnahmen

Antrag Cristina Cortellini, Christa Stluinzi, Isabel Garcia:

Saldo
P25 P26
8481.4 (+60 Mio.) 8670.4 (+80 Mio.)

Beat Bloch (CSP, Zirich), Prasident der WAK: Die Kommission hat
diese KEF-Erklarung am 1. November mit 13 zu 2 Stimmen abgelehnt.
Zur Begriindung des Antrags verweise ich auch hier auf die Erlauterun-
gen von Cristina Cortellini. Zur Revision des Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzes lief am 7. November 2022 erst die Vernehmlassungsfrist ab.
Auch hier gilt, dass es mehrere Jahre dauern kann, bis die Gesetzesan-
derung in Kraft tritt, sofern ihr denn der Kantonsrat zustimmen wiirde.
Es ist deshalb nicht méglich, bereits zum jetzigen Zeitpunkt Mehrein-
nahmen bei den Steuerertragen im KEF fiir die Planjahre 2025 und 2026
zu budgetieren. Im Ubrigen enthélt die Revisionsvorlage keine Aussa-
gen zu steuerlichen Mehrertrdgen. Namens der WAK beantrage ich
Ihnen, die KEF-Erklarung Nummer 5 abzulehnen.

Cristina Cortellini (GLP, Dietlikon): Wir Grinliberalen haben diverse
Vorstdsse eingereicht, welche dem Fachkréftemangel entgegenwirken
und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermdglichen. Studien be-
legen, dass jeder hier investierte Franken zu einem Steuerfranken auf
der Erldsseite fuhrt. Bis 2024 soll dank des neuen Gesetzes der Ausbau
der Kita-Platze (Kindertagesstatten) prioritar angepackt und die friih-
kindliche padagogische Qualitat gesteigert werden. Ausserdem setzen
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wir uns fur einen hoheren Steuerabzug fir Kinderbetreuung ein. Immer
mehr Eltern haben keine Grosseltern fiir die Kinderbetreuung zur Hand,
sei es, weil diese weiter weg wohnen, nicht fit sind oder schlichtweg
keine regelmaéssige Kinderbetreuung tbernehmen wollen. Diese Eltern
sind auf die externe Kinderbetreuung angewiesen, was wiederum ein
grosses Loch ins Portemonnaie reisst und dazu fiihrt, dass vor allem
Mitter mehr zu Hause bleiben. Doch die Erwerbstatigkeit beider Eltern
fuhrt zu einer besseren Ausnutzung des Fachkréftepotenzials, zur Bele-
bung des Arbeitsmarkts und letztlich zur Steigerung der gesamtwirt-
schaftlichen Produktivitat und Steuereinnahmen. Wenn man ausserdem
die Scheidungsrate und die aktualisierten Unterhaltspflichten betrach-
tet, ist es heutzutage straflich, sich allzu sehr aus dem Erwerbsleben zu
verabschieden. Beruf und Familie, auch hier musste es heissen «natdir-
lich geht das». Dankeschon.

Jasmin Pokerschnig (Grine, Zirich): Ich hoffe, dass das kein Dauer-
brenner wird, vor einem Jahr haben wir tber den gleichen Antrag de-
battiert. Liebe GLP, auch wir wissen: Griin ist die Hoffnung, und ja, die
Hoffnung stirbt zuletzt. Klar ist die Hoffnung berechtigt, dass, wenn
Familien- und Erwerbsarbeit besser zu vereinbaren sind, Frauen ofter
oder haufiger berufstatig sind. Nur ist das eher Kristallkugellesen. Wer
weiss denn schon, wie viele Prozente in Zukunft aufgestockt werden.
Dazu im KEF mit Einnahmen zu rechnen, ist dann doch etwas gewagt.
Gesellschaftliche Verdnderungen brauchen ihre Zeit, die Familien wer-
den ihre Modelle nicht auf Knopfdruck andern. Und wenn wir schon
dabei sind, in die Kristallkugel zu schauen, dann wird in Zukunft allen-
falls noch die Individualbesteuerung eine Rolle spielen, bei der, je nach
Ausgestaltung, mit relevanten Steuerausféallen zu rechnen ist. Und fast
hatte ich es noch vergessen: Die Motion (KR-Nr. 313/2019) zu den er-
héhten Steuerabziigen fir die ausserfamilidre Kinderbetreuung steht ja
auch noch offen. Wir Grunen lehnen die KEF-Erklarung ab.

Stefan Feldmann (SP, Uster): Wir haben es gehdrt, die KEF-Erklarung
5 ist die Doublette einer gleichlautenden KEF-Erklarung aus dem Vor-
jahr. Da sich gegentiber dem Vorjahr nichts gedndert hat, wird die SP-
Fraktion sie wie im Vorjahr auch ablehnen. Sie tut dies, obwohl sie mit
der Argumentation der drei Unterzeichnerinnen durchaus einverstanden
Ist. Es ist so, wenn der Kanton dafiir sorgt, dass Familie und Beruf bes-
ser miteinander vereinbar sind, dann wird das auch zu Mehreinnahmen
bei der Einkommenssteuer fuhren, weil mehr Personen, vor allem na-
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tirlich Frauen, im Berufsleben bleiben oder aber schneller ins Berufs-
leben zurtickkehren. Insofern ist die Argumentation dieser KEF-
Erklarung durchaus richtig und nachvollziehbar. Nur, wir meinen, die
Autorinnen dieser KEF-Erklarung seien etwas allzu optimistisch, wie
schnell sich dieser Effekt einstellt und in welcher Hohe sich dieser Ef-
fekt schnell einstellt. Bereits tberndchstes Jahr Mehreinnahmen in die-
ser HOhe zu erwarten, scheint uns etwas allzu optimistisch zu sein. Und
einfach die Ausgaben in der Leistungsgruppe 7501 jeweils ein Jahr spéa-
ter in gleicher Hohe bei den Steuerertragen wieder einzustellen, scheint
uns auch ein zu simpler Mechanismus zu sein. Deshalb pladiert die SP-
Fraktion auch hier dafur, keine Zahlenspielereien zu machen. Wir leh-
nen diesen KEF-Antrag ab. Besten Dank.

Melanie Berner (AL, Zirich): Auch die AL wird auch dieses Mal diese
KEF-Erklarung nicht unterstiitzen. Welche Auswirkungen auf die Steu-
ereinnahmen die doch sehr bescheidenen angestossenen Veranderun-
gen zur besseren Vereinbarkeit haben werden, wird sich zeigen. Das
Einstellen in den KEF trégt rein gar nichts zur besseren Vereinbarkeit
bei. Und nur weil in diesem Rat ein paar wenige Vorstosse zur besseren
Vereinbarkeit Uberwiesen worden sind, ist die Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf noch keinen Millimeter besser geworden. Liebe GLP,
wenn ihr die Vereinbarkeit pushen wollt, dann unterstiitzt die AL dabei,
die Arbeitszeit zu reduzieren oder die ausserfamilidre Betreuung als
Service Public zu institutionalisieren, anstatt den KEF als das heilige
Buch der Prophezeiungen zu bemihen. Besten Dank.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 5
Der Kantonsrat stimmt der Uberweisung der KEF-Erklarung 5 mit
106 : 66 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.

Leistungsgruppe 4921, Schadenausgleich
Leistungsgruppe 4930, Zinsen und Beteiligungen

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 4950, Sammelpositionen

Ratsprasidentin Esther Guyer: Uber Leistungsgruppe 4950 haben wir
schon abgestimmit.

Leistungsgruppe 4960, nationaler Finanzausgleich
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Leistungsgruppe 4980, Gemeinnitziger Fonds
Keine Bemerkungen; genehmigt.
Volkswirtschaftsdirektion
Leistungsgruppe 5000, Generalsekretariat
Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 5205, Amt fir Mobilitat
KEF-Erklarung 6
Weniger Nachtfllige zum Verspatungsabbau
Antrag Felix Hoesch:
Beim Leistungsindikator L11 muss die Anzahl Uberwachter Fliige

wéhrend des bewilligungsfreien Verspéatungsabbaus von 23.00 bis
23.30 Uhr sinken.

P23 P24 P25 P26
L11 Ist 2000 2000 2000 2000
L11 Soll 1500 1000 500 500

KEF-Erklarung 7

Weniger Nachtfliige wahrend des Nachtflugverbots

Antrag Felix Hoesch:

Beim Leistungsindikator L12 muss die Anzahl tberwachter Flige
wéhrend des Nachtflugverbots von 23.30 bis 06:00 Uhr sinken.

P23 P24 P25 P26
L12 Ist 200 200 200 200
L12 Soll 100 50 50 50

Ratsprasidentin Esther Guyer: Hier liegen zwei KEF-Erklarungen zur
gemeinsamen Beratung vor.

Alex Gantner (FDP, Maur), Prasident der Kommission fiir Energie,
Verkehr und Umwelt (KEVU): Es betrifft hier bei beiden KEF-
Erklarungen die Nachtflugsperre. Sie ist im Flughafengesetz in Para-
graf 3 Absatz 3 geregelt, ich zitiere den ersten Satz: «Der Staat wirkt
darauf hin, dass eine Nachtflugsperre von sieben Stunden eingehalten
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wird.» Ebenfalls gibt es ein Betriebsreglement, Artikel 12 regelt die
Nachtflugordnung, auch diese zitiere ich ganz kurz: «Starts und Lan-
dungen des gewerbsmassigen Verkehrs dirfen unter Beachtung nach-
folgender Einschrankungen in Artikel 13 bis 23 Uhr geplant werden.
Die Flughafen Zirich AG kann aus betrieblichen Griinden die Vergabe
des letzten Slots zeitlich vorverlegen.» Das tut sie, wie auch der Kanton,
der sich eben fir diese Nachtflugsperre zwischen 23 Uhr und 6 Uhr
morgens einsetzt. Nun betrifft die KEF-Erklarung 6 die erste halbe
Stunde von 23 Uhr bis 23.30 Uhr, das sind Fllge, die eben bewilli-
gungsfrei sind und zum Verspatungsabbau dienen. Aufgrund dieser
ganzen Argumentation beantragt Ihnen die KEVU mit 8 zu 7 Stimmen,
diese KEF-Erklarung abzulehnen.

Die KEF-Erklarung 7 betrifft nun die restlichen sechseinhalb Stunden,
da geht es um das Regime von 23.30 Uhr bis 6 Uhr morgens. Dafur
braucht es Einzelbewilligungen, Ausnahmebewilligungen, die sehr zu-
rickhaltend tberhaupt gegeben und im Nachgang vom Amt fiir Mobi-
litdt auch entsprechend gepriift werden. Diese Erklarung wird von der
KEVU mit 10 zu 5 Stimmen abgelehnt. Die KEF-Erklarungen wollen
eine Verscharfung der beantragten Zahlen im KEF. Besten Dank.

Felix Hoesch (SP, Zirich): Es wird wieder geflogen, als gébe es kein
Morgen und vor allem, als gébe es keine Klimakatastrophe bereits heute
und als gébe es keine Menschen, die am Boden unter dem L&rm leiden,
nicht schlafen kdnnen und einem erhdhten Risiko von Herz- und Kreis-
lauferkrankungen bis zum Tode ausgesetzt sind. Der Regierungsrat und
der Flughafen Ziirich versprechen zwar immer wieder, dass die Ver-
spatungen erfolgreich verhindert werden. Dies wiirde den L&rm auch
tatsdchlich reduzieren, und auch ich habe erfreut gesehen, dass der Ziir-
cher Fluglarmindex, kurz ZFI, kurz vor Corona (Covid-19-Pandemie)
leicht gesunken ist. Aber er war immer noch deutlich tber dem Soll-
wert, und ich beflrchte, dass nun, nach Corona, der ZFI-Wert schnell
wieder steigen wird. Offensichtlich gewichtet unsere Gesellschaft den
wirtschaftlichen Erfolg von Flughafen, SWISS (Fluggesellschaft) und
weiteren Gesellschaften deutlich hoher als den Schlaf und die Gesund-
heit von zehntausenden Anwohnenden. Das ist nicht meine Politik und
ich wehre mich dagegen.

Am letzten Samstag hat es geschneit und das hatte nattrlich Auswir-
kungen auf die Vorbereitungen der Fliige. Diese Verzdgerungen haben
auch zu sehr spaten Abfliigen der letzten Maschinen geftihrt: Tel Aviv,
23.28 Uhr, Johannesburg 23.35 Uhr, Singapur 23.41 Uhr, Seychellen
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23.50 Uhr, Hongkong 23.53 Uhr, Sdo Paulo Mitternacht und eine Mi-
nute. Um den Flugplan halbwegs einzuhalten und damit den wirtschaft-
lichen Erfolg der SWISS zu starken, wurden also der Schlaf und die
Gesundheit der Bevolkerung ignoriert. Ich weiss, dabei geht es auch
Immer um die Vernetzung mit den Handelsplatzen der Welt. Was aber
haben die Seychellen dabei zu suchen? Das war das Beispiel aus einer
einzigen Nacht, das kommt auch sonst immer wieder vor. Dagegen
wehren wir uns.

Da wir zu Recht zwei Leistungsindikatoren fur die verschiedenen
Nachtzeiten haben, habe ich zwei KEF-Erklarungen gemacht. Aber die
Diskussion ist dieselbe und darum gelten meine Ausfiihrungen fir
beide Antrdge. Herzlichen Dank fir die Unterstitzung der KEF-
Erklarungen 6 und 7.

Urs Dietschi (Grune, Lindau): Ich kann mich den Worten von Felix
Hoesch nur anschliessen: Die Nachtruhe wird immer und immer wieder
verletzt, je mehr Fliige ab Zirich gefuhrt werden. Die Ausreden sind
durftig. So ist zum Beispiel Sdo Paulo praktisch jede Nacht mit dabei,
weil der Flug einfach in den Verspatungsabbau oder noch spéter gelegt
wird, weil er in S&o Paulo nicht vor 6 Uhr Ortszeit landen kann. Und
das sind Verletzungen, die eigentlich weiterbehandelt werden missten,
aber sie sterben dann im Amt fur Mobilitat ab. Das kann so nicht wei-
tergehen. Der Schutz der Bevolkerung muss einen hoheren Wert be-
kommen. Deshalb stimmen Sie beiden KEF-Antragen zu. Danke.

Franziska Barmettler (GLP, Zirich): Alle Jahre wieder kommt der ge-
schétzte Kollege Felix Hoesch mit seinen beiden Antragen zur Reduk-
tion der Anzahl der Nachtfliige. Pandemie hin und her, er legt dabei,
Uber den Daumen gepeilt, Zahlen fest, deren Herleitung mir nicht im-
mer ganz klar ist. Wenn wir die Entwicklungen anschauen, dann sehen
wir, dass sich beide Indikatoren vor der Pandemie leicht den festgeleg-
ten Werten angeglichen haben. Im ersten Pandemie-Jahr lagen sie dann
deutlich darunter. Im Berichtsjahr 2021 entwickelten sie sich aufgrund
zunehmender Bewegungszahlen wieder in Richtung Grenzwert. Das
heisst, obwohl die Werte zurzeit deutlich unter den aktuellen Richtwer-
ten liegen, ist keine Trendwende in Sicht. Eine solche ist aber insbeson-
dere beim Verspatungsabbau dringend notig, denn wir Grinliberalen
wollen einen Flughafen, dem es wirtschaftlich gut geht, der aber auch
umwelt- und anwohnervertréaglich ist.
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Beim Nachtflugverbot kénnen wir die vorgeschlagene drastische An-
passung hingegen nicht unterstiitzen, denn hier geht es um bewilli-
gungspflichtige Fllge, darunter auch Ambulanz- oder Vermessungs-
fllige. Hier erachten wir die bisherigen Richtwerte als angemessen. Wir
unterstiitzen somit den Antrag zum Leistungsindikator 11, lehnen aber
den Antrag zum Leistungsindikator 12 ab.

Ruth Ackermann (Die Mitte, Zlrich): Die beiden KEF-Erklarungen 6
und 7 kdnnen unterstiitzt werden, wenn die Pistenverlangerungen auf
dem Flughafen Kloten beschlossene Sache sind. Durch die Pistenver-
ld&ngerung wird das Pistensystem stabiler, und zwar bei jeder Wetter-
lage, und dadurch entstehen weniger Verspatungen. Erst dann kénnen
die Leistungsindikatoren 11 und 12 angepasst werden. Die Mitte-Frak-
tion unterstitzt beide KEF-Erklarungen nicht.

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Bei den Anliegen der
SP handelt es sich um einen Evergreen, einen wahren Klassiker: Alle
Jahre wieder beschert sie uns zu Weihnachten KEF-Erklarungen zum
Verspatungsabbau. Aber ein Klassiker zu Weihnachten macht noch
keine Politik, so meinen wir von der FDP. Aus unserer Sicht handelt es
sich wie immer um eine grundsétzliche Debatte gegen den Flughafen
und das lehnen wir ab. Selbstverstandlich gilt es den rechtlichen Rah-
men in Bezug auf die Flugbewegungen am Flughafen Zirich einzuhal-
ten. Damit darf aber auch gesagt werden, dass Flige zum Abbau der
sich im Laufe des Tages angesammelten Verspatungen zwischen 23
Uhr und 23.30 Uhr rechtens sind, und zwar gemass dem Bundesgericht.
Es ist klar, diese Zeit darf zum Abbau der Verspatungen genutzt wer-
den. Das soll auch so sein, daran ist nichts Illegales. Fir die FDP ist
klar, dass der Flughafenbericht eine klare Sprache spricht. Es ist ein
deutlicher Erfolg des strengen Nachtflugregimes festzustellen. Die
KEF-Erklarungen hingegen sind flir die FDP kontrér einer gedeihlichen
Entwicklung gegentiber dem Flughafen. Um den Schutz der Bevdlke-
rung vor Larmemissionen zu verbessern, ermutigen wir die Flughafen
Zirich AG und die Regierung, auf ihrem bereits eingeschlagenen Weg
weiterzugehen. Es geht um vielversprechende Massnahmen, wie bei-
spielsweise die Umflottung der SWISS. Die KEF-Erklarungen lehnen
wir ab.

Christian Lucek (SVP, Déanikon): Immer wenn im Radio «Last Christ-
mas» spielt oder im Fernsehen die «Drei Nisse fir Aschenbrodel»
kommt und das Murmeltier ewig grusst, dann ist Felix Hoesch auch
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nicht weit mit diesen Antragen. Es ist immer die gleiche Leier und dann
horen Sie halt immer wieder dasselbe auch von uns. Ich schliesse mich
den Vorrednern an. Tats&chlich geht es hier wirklich um eine polemi-
sche Flughafendebatte, die meines Erachtens tiberhaupt nichts verloren
hat in der Budgetdebatte. Wir sprechen hier von ambitionierten Ziel-
grossen, die wir im KEF abgebildet haben, und sie durfen auch nicht
vermischt werden. Denn es geht tatsachlich beim einen Punkt um den
Verspatungsabbau und beim anderen Punkt um diese bewilligungs-
pflichtigen Ausnahmefliige. Und in diesem Bereich haben wir hier ein-
fach schlicht keine Einflussméglichkeit. Das sind begriindete Landun-
gen und Starts aufgrund von Wettereinflissen oder auch Notfllige, Ret-
tungsflige und so weiter, die stattfinden und die nun mal zum Flugha-
fen gehoren. Deshalb ist die wichtigste Massnahme, um den Ver-
spatungsabbau zu verbessern, die Zustimmung zur Pistenverlangerung
und zu den Schnellabrollwegen, damit man eine Stabilisierung des
Flugplans hinkriegt und nachhaltig weniger Verspatungsabbau und we-
niger dieser Fliige in den Nachtstunden hat. Aber das zeichnet sich fir
das Planjahr 2026 noch nicht ab und ist deshalb noch nicht KEF-
relevant. Die SVP lehnt beide KEF-Antrage ab.

Regierungsratin Carmen Walker Spah: Im Zuge der Behandlung der
Volksinitiative damals fir eine realistische Flughafenpolitik und nach
Annahme des Gegenvorschlags in der Volksabstimmung vom Novem-
ber 2007 wurde das Flughafengesetz vom 1. Mérz 2008 mit einem Pa-
ragrafen 3 erganzt. Danach wirkt der Staat darauf hin, dass eine Nacht-
flugsperre von sieben Stunden eingehalten wird. Und der Flughafen Zi-
rich hat in der Folge beim Bundesamt fiir Zivilluftfahrt beantragt, die
Nachtflugsperre auf sieben Stunden auszudehnen, und das steht heute
im Betriebsreglement. Die Verlangerung der Nachtruhe per 29. Juli
2010 von sechs auf sieben Stunden, das war ein wichtiger Schritt flr
den Schutz der Bevolkerung. Aber eben, es gibt einen Verspatungsab-
bau zwischen 23 Uhr und 23.30 Uhr, ohne dass es eine Bewilligung
braucht; das hat auch das Bundesgericht klar erkannt. Die Zahl der
Flige zwischen 23.30 Uhr und 0.30 Uhr am Morgen, also in der Zeit
der Nachtflugsperre, ist in der Folge stark zuriickgegangen. Was heisst
das nun? Das heisst, in der Zeit von 23 Uhr bis 23.30 Uhr durfen keine
Fliige mehr geplant werden. Das heisst, das ist flr den Verspéatungsab-
bau einzusetzen. Und dann, nach 23.30 Uhr ist es nur noch in Ausnah-
meféllen moglich zu fliegen. Und glauben Sie mir, diese Ausnahmen
werden sehr zurlickhaltend, sehr restriktiv verwendet. Und mein Amt
kontrolliert jede Ausnahme darauf, ob sie begriindet ist. Und falls sie
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nicht begriindet ist, wird dies beim Bundesamt flr Zivilluftfahrt auch
vermerkt. Ein Beispiel: Der Antrag, den Sie vorliegen haben, erfasst
auch diese Fliige in der Zeit der Nachtflugsperre, die Gberhaupt gar kei-
nen Anlass zu Kritik geben. Und der Leistungsindikator LF, den wir
heute haben, wird massiv unterschritten. Es sind heute nur ungeféhr 10
Prozent des Indikators, die wir brauchen. Es besteht also keine Veran-
lassung, hier noch eine weitere Verscharfung zu formulieren, und ich
bitte Sie in diesem Sinne, beide KEF-Erklarungen abzulehnen. Das
heisst nicht, dass wir unsere Anstrengungen zusammen mit allen betei-
ligten Partnerinnen und Partnern weiter verstarken werden, damit der
Verspatungsabbau reduziert und selbstverstandlich die Nacht-
flugsperre-Zeit eingehalten wird. Besten Dank.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 6
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 6 mit
89 : 78 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 7
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 7 mit
110 : 55 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

Leistungsgruppe 5210, Finanzierung 6ffentlicher Verkehr
KEF-Erklarung 8

Der Kostendeckungsgrad ZVV muss nicht so schnell wachsen
Antrag Felix Hoesch:

Beim Wirtschaftlichkeitsindikator B4 muss der Kostendeckungsgrad
ZVV in % weniger schnell wachsen.

P23 P24 P25 P26
B4 Ist 62.1 63.0 64.1 64.7
B4 Soll 60.0 60.5 61.0 61.5

Alex Gantner (FDP, Maur), Prasident der KEVU: Namens der KEVU
— 11 zu 4 Stimmen — beantrage ich Ihnen, diese KEF-Erklarung abzu-
lehnen. Es geht um den Wirtschaftlichkeitsindikator B4, um den Kos-
tendeckungsgrad beim ZVV (Zurcher Verkehrsverbund). Das ist eine
Kalkulation: 100 Prozent minus ein Quotient, im Zahler die Kostenun-
terdeckung in Franken und im Nenner der Aufwand des Angebots. Ich
verweise auch auf die Leistungsgruppe 9300, wo diese absoluten Zah-
len entsprechend wiedergegeben sind. Die Steuerung beziiglich der
ganzen Kosten, die Steuerung des Defizits des ZVV, geht eben (ber die
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Kostenunterdeckung. Das ist ein Frankenbetrag in der Gréssenordnung
von 410 bis 425 Millionen Franken. Der Bruttoaufwand des ZVV be-
tragt so plus/minus 1,15 Milliarden Franken. Der Kostendeckungsgrad
Ist stetig gestiegen, bis vor Corona auf fast 70 Prozent, ist bekanntlich
2020 dann zusammengebrochen, auch 2021. Er ist nun daran, sich zu
erholen, und die Zahlen, die hier vom Regierungsrat wiedergegeben
sind, sind ein kalkulatorischer Nachvollzug der Beschliisse, die schon
gefallt worden sind, einerseits durch den Rahmenkredit durch den Kan-
tonsrat jeweils flr zwei Jahre — 2022/2023 war der letzte —, aber auch
die entsprechenden ZVV-Strategien, die hier drin beraten und verab-
schiedet worden sind, die bis 2027 reichen. Also ist eigentlich alles be-
stellt und daher kann man hier gar nicht gross entsprechend modifizie-
ren. Besten Dank.

Felix Hoesch (SP, Zurich): Uber den Kostendeckungsgrad des Ziircher
Verkehrsverbundes haben wir hier im Kantonsrat schon oft und im
Kreis diskutiert. Heute gebe ich eine neue Speiche dazu, und diesmal
eine von unserer Seite. Carmen Walker Spéh betont gerne und immer
wieder, wie wichtig der 6ffentliche Verkehr fiir den Kanton Ziirich sei,
so auch an der feierlichen Eréffnung der Limmattalbahn vom letzten
Freitag. Also soll uns der 6ffentliche Verkehr etwas kosten. Aber mit
der gewiinschten deutlichen Steigerung des Kostendeckungsgrads leug-
nen wir dieses Ziel. Wir von der SP hingegen wollen den Service public
ausbauen und damit die Volkswirtschaft férdern. Dann noch ein paar
konkrete Argumente fir diese KEF-Erklarung: Am 12. November die-
ses Jahres haben wir mit 150 zu 6 Stimmen das Postulat 88/2022, die
ZVV-Grundversorgung in Randstunden und am Wochenende, tberwie-
sen. Damit sollen auch Linien verstarkt werden, die unter dem durch-
schnittlichen Kostendeckungsgrad liegen. Oder pikant fand ich einen
Artikel im NZZ-Magazin vom 12. November dieses Jahres, dass die
VBZ (Verkehrsbetriebe Ziirich) eine Tramlinie einstellen mussten, um
Personal fir Billettkontrollen zu haben. Und bei der Limmattalbahn ist
die Werbung auf zwei statt einem Fahrzeug wichtiger als die einheitli-
che Flotte. Und der Blick aus dem Fenster auf die schone Landschaft
wird auch nicht freigehalten; dies gegen den Stadtratsbericht zum breit
unterstutzten Postulat von Ernst Joss im Dietiker Gemeinderat. Also
fordern wir den OV und den Service public und horen wir auf, nur auf
die Finanzen zu schielen. Herzlichen Dank fur Ihre Unterstlitzung der
KEF-Erklarung 8.
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Daniel Sommer (EVP, Affoltern a. A.): «Was nichts kostet, ist nichts
wert», sagt der Volksmund. Diese Weisheit hat sicher einen gewissen
Wahrheitsgehalt. Im Zusammenhang mit dem Kostendeckungsgrad des
ZVV wiurde ich als Vizeprasident der Interessengemeinschaft 6ffentli-
cher Verkehr Ziirich die Volksweisheit anders formulieren, womit ich
nun auch gleich meine Interessenverbindung bekannt gegeben habe.
Treffender ware wohl die Aussage, der ZVV soll in erster Linie einen
attraktiven und leistungsféahigen 6ffentlichen VVerkehr sicherstellen. Der
verantwortungsvolle Umgang mit den Kosten ist wichtig, aber nicht die
entscheidende Steuerungsgrosse. Nach dem pandemiebedingten Ein-
bruch der Passagierzahlen braucht der ZVV politische Rahmenbedin-
gungen, die ihn auf der Mission der Zurtickgewinnung seiner Kundin-
nen und Kunden unterstitzen. Der prognostizierte Anstieg des Kosten-
deckungsgrads leistet hier keine Hilfe, weil er zu steil ist und nicht die
neueste Entwicklung der Fahrgastzahlen abbildet. Kommt hinzu, dass
der Kostendeckungsgrad nicht selten dazu missbraucht wird, den Druck
gegeniber dem ZVV zu erh6éhen, mit der Forderung, dass er wirtschaft-
lich arbeiten musse. Diese Forderung kann man stellen, wenn man be-
reit ist, Ubermadssig starke Anhebungen der Ticketpreise und Leistungs-
abbau in Kauf zu nehmen. Zu Letzterem gehdort der noch schnellere Ab-
bau von bedienten Verkaufsstellen, das Nichtbedienen von Randregio-
nen oder die Ausdiinnung von Fahrplanen, wie dies bei den VBZ aktuell
der Fall ist. Das alles sind Konsequenzen, die von links bis rechts je
nach Wohnort und Weltkreis tiberhaupt nicht goutiert werden. Stimmen
wir also die dieser realitdtsbezogenen KEF-Erklarung zu und geben wir
dem ZVV das Zeichen, dass wir von ihm in erster Linie ein attraktives
Transport-Angebot mit bezahlbaren Fahrgastpreisen winschen.

Florian Meier (Grine, Winterthur): Die SP will hier den Kostende-
ckungsgrad des ZVV, der im KEF als Wirtschaftlichkeitsfaktor ausge-
wiesen ist, anpassen. Das ist aus zwei Griunden falsch: Erstens — wir
haben es gehort — ist der Wirtschaftlichkeitsfaktor B eine statistische
Grosse. Er schwankt und wird am Ende ausgewiesen. Wegen der unter-
schiedlichen Finanzierungssysteme ware es aber falsch, tber den Kos-
tendeckungsgrad das Geschaft des ZVV zu steuern. Und zweitens hat
die SP hier eine KEF-Erklarung eingereicht, um die Debatte zu Ge-
schaften zu fihren, die im Moment laufen. Und andere Vorstosse sind
schon eingereicht, dazu wurde zum Glick nicht gesprochen. Wir spre-
chen hier aber tber den KEF und Uber das Budget. Was der ZVV ir-
gendwann einmal in seiner Rechnung als statistischen Wert ausweisen
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wird, das konnen wir dann diskutieren, wenn es soweit ist. Wir lehnen
die KEF-Erklarung ab.

Ann Barbara Franzen (FDP, Niederweningen): Fir die FDP ist klar,
dass die Steuerung des ZVV in finanzieller Hinsicht ber die Kosten-
unterdeckung ein bewahrtes, eingespieltes System ist. Ausgewiesener-
massen hingegen ist der Kostendeckungsgrad nicht geeignet als Steue-
rungsgrosse. Der Kostendeckungsgrad ist ndmlich eine Steuerungs-
grosse fiir die Angebotsbereichsgestaltung und die Beurteilung einzel-
ner Linien und Netze. Wir verstehen daher den Antrag der SP eigentlich
nicht. Warum soll sich der ZVV mit einer derartigen Systemwechsel-
schlaufe herumschlagen, was kann erreicht werden ausser einer massi-
ven Verkomplizierung? Aber es geht natlrlich um eine vorgezogene
Diskussion zur Frage der Tarifgestaltung, der Tarife, die im Ubrigen
letztmals 2016 angehoben worden sind. Fiir die FDP ist klar, dass das
in Zukunft auch wieder méglich sein muss. Wir missen wieder Uber die
Tarifgestaltung sprechen dirfen, denn wir wiinschen uns einen weiter-
hin erfolgreichen, auch wirtschaftlich erfolgreichen ZVV. Das OV-
Angebot im Kanton ist gut und das soll auch so bleiben. Allerdings ist
eben genau der Kostenunterdeckungsgrad wegen der Corona-Pandemie
bekanntermassen ein Thema und auch gewisse nachhaltige Effekte
durch geénderte Arbeitsformen sind nicht auszuschliessen. Wir sind
aber zuversichtlich, dass der ZVV weiterhin den Spagat zwischen dem
Angebot und dem Angebotsausbau sowie der Wirtschaftlichkeit
schafft. Das hat er in der Vergangenheit bewiesen. Die KEF-Erklarung
der SP nutzt da gar nichts. Wir lehnen sie ab.

Ulrich Pfister (SVP, Egg): Wahrend Corona ist die Kostenunterde-
ckung massiv gestiegen, gliicklicherweise befindet sich der ZVV wie-
der auf Erholungskurs. Der ZVV wird massiv durch Kanton und Ge-
meinden finanziert, und dies alles durch Steuergelder der Allgemein-
heit. Auch im OV verlangen wir eine Kostenwahrheit und eine grosst-
maogliche Kostendeckung. Die néchste Forderung der SP — Florian
Meier hat darauf hingewiesen — wird irgendwann Gratis-OV sein, oder
was weiss ich. Mobilitat kostet, ob OV oder MIV (motorisierter Indivi-
dualverkehr), das missen wir uns einfach bewusst sein. Darum lehnen
wir diese KEF-Erklarung ab, machen Sie das auch so.

Regierungsratin Carmen Walker Spah: Die Kostenunterdeckung des
ZVV ist infolge der Covid-Pandemie tatsachlich stark gestiegen und sie
liegt auch im aktuellen Budget 2022 noch knapp 100 Millionen Franken
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uber dem durchschnittlichen VVor-Pandemie-Niveau. Und obwohl sich
die Nachfrage seit der Aufhebung der letzten Covid-Schutzmassnah-
men erholt hat, sind durch die Krise aus unserer Sicht mehrere Jahre
des Nachfragewachstums leider verlorengegangen. Hinzu kommen ver-
mutlich bleibende Effekte durch gednderte Arbeitsgewohnheiten mit
zum Beispiel flexiblen Arbeitsformen. Entsprechend diirfte es sich
mehrheitlich um einen nachhaltigen Niveau-Effekt handelt. Nach unse-
rer geltenden Strategie 2024 bis 2027 sind Preiserh6hungen vorgesehen
— bei Bedarf und abgestimmt auf die finanziellen VVorgaben. Und der
Bedarf ist fiir uns infolge der markant gestiegenen Teuerung klar gege-
ben. Frau Kantonsratin Barbara Franzen hat es erwahnt, wir haben zum
letzten Mal 2016 die Tarife angepasst, und entsprechend hat der ZVV
in seiner Planung ab 2024 wieder regelmassige Tariferhohungen vorge-
sehen. Andernfalls — und das muss man schon wissen —, andernfalls
wiurde die Kostenunterdeckung infolge der hoheren Kosten fur die Leis-
tungserbringer der Verkehrsunternehmen zusatzlich ansteigen, und das
wadre eine Schwéche der Nutzerfinanzierung und ginge zulasten der
Zircher Gemeinden und zulasten des Kantons. Hinsichtlich des Aus-
baus des Verkehrsangebotes mochte ich hier schon erwéhnen, dass in
der Planung des ZVV die nétigen Mittel fur den schrittweisen Ausbau
des OV-Netzes bereits enthalten sind. Also der OV bleibt, Herr Kan-
tonsrat Hoesch, das Riickgrat der Mobilitat im Kanton Zirich. Was
heisst das? Wir wollen attraktiv sein, selbstverstandlich bezahlbare Ti-
ckets haben. Aber wir wollen eben auch finanziell gut aufgestellt sein,
auf gutem und gesundem Fuss stehen. Herzlichen Dank, wenn Sie des-
halb die Erklarung ablehnen.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 8
Der Kantonsrat lehnt die Uberweisung der KEF-Erklarung 8 mit
114 : 51 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) ab.

Leistungsgruppe 5300, Amt fur Wirtschaft und Arbeit
Leistungsgruppe 5920, Verkehrsfonds
Leistungsgruppe 5921, Flughafenfonds
Leistungsgruppe 5925, Strassenfonds

Keine Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Hier liegt ein Folgeantrag vor. Wir dis-
kutieren ihn in der Leistungsgruppe 8400 Tiefbauamt.
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Gesundheitsdirektion

Leistungsgruppe 6000, Generalsekretariat

Leistungsgruppe 6010, Amt fur Gesundheit

Leistungsgruppe 6100, Kantonale Heilmittelkontrolle, Kantonales La-
bor, Veterindramt

Leistungsgruppe 6150, Kantonsapotheke

Leistungsgruppe 6200, Pravention und Gesundheitsforderung
Leistungsgruppe 6300, Somatische Akutversorgung und Rehabilitation
Leistungsgruppe 6400, Psychiatrische Versorgung

Keine Bemerkungen; genehmigt.
Leistungsgruppe 6700, Beitrage an Krankenkassenpramien

12a Minderheitsantrag Esther Straub, Jeannette Biisser, Andreas
Dauru, Florian Heer und Thomas Marthaler (KSSG):
Verschlechterung: -43'000'000

Der Leistungsindikator L3 (Kantonsbeitrag in % des Bundesbeitrags)
soll neu 100% statt 92% betragen.

KEF-Erklarung 9

Beitrage an Krankenkassenpramien

Antrag Esther Straub:

L 10: Selbstfinanzierung der tatsdchlichen Pramie bei Haushalten von
verheirateten Paaren (ohne Kinder) mit einem massgebenden Einkom-
men von 40'000.- CHF, zur Finanzierung der Krankenkassenpramie mit
minimaler Franchise eines glinstigen Versicherungsmodells bei einer
gunstigen Versicherung (85% der RDP) in der Pramienregion 2, in %
des massgebenden Einkommens.

L 11: Selbstfinanzierung der tatsachlichen Prdmie bei Haushalten von
Alleinstehenden (ohne Kinder) mit einem massgebenden Einkommen
von 25'000.- CHF, zur Finanzierung der Krankenkassenpramie mit mi-
nimaler Franchise eines glnstigen Versicherungsmodells bei einer
gunstigen Versicherung (85% der RDP) in der Prdmienregion 2, in %
des massgebenden Einkommens.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Der Antrag 12a und die KEF-Erklarung
9 werden gemeinsam beraten.
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Roman Schmid (SVP, Opfikon), Prasident der Kommission fiir soziale
Sicherheit und Gesundheit (KSSG): Ich spreche auch hier zum KEF-
Antrag Nummer 9. Die KSSG stimmt der KEF-Erklarung mit 9 zu 5
Stimmen zu. Mit den beiden neuen Leistungsindikatoren soll fiir eine
bestimmte Einkommensgruppe mit einem tiefen Einkommen die effek-
tive Belastung durch die Krankenkassenpramien aufgezeigt werden.
Fur diese Stichprobe kann dadurch die Wirkung der individuellen Pré&-
mienverbilligung, IPV, aufgezeigt werden. Die Ausgestaltung der Leis-
tungsindikatoren erfolgt in Zusammenarbeit mit der Gesundheitsdirek-
tion. Es sind in der Kommission auch kritische Stimmen gefallen, dass
das Instrument der Pramienverbilligung ausgereizt sei und andere Wege
gefunden werden mussten, um das Problem der Belastung der Haus-
halte in den Griff zu bekommen. Namens der KSSG beantrage ich
Ihnen, der KEF-Erklarung Nummer 9 zuzustimmen. Vielen Dank.

Esther Straub (SP, Ziirich): Der Pramienschock sitzt noch in den Kno-
chen. Sie haben auf burgerlicher Seite daflir gesorgt, dass der Gegen-
vorschlag zur sogenannten Gerechtigkeitsinitiative den hdheren Ein-
kommen Geld in die Tasche zurtickspielt, namlich 45 Millionen Fran-
ken Kantonsgelder. Wir beantragen denselben Betrag auch den tieferen
Einkommen zu gewéhren, eben diese 45 Millionen, um den Kantons-
beitrag endlich wieder auf 100 Prozent des Bundesbeitrags festzuset-
zen. Schauen Sie die Budgetzahlen und die Rechnungszahlen an: Seit
dem Budget 2020 sind 92 Prozent Kantonsbeitrag eingestellt, aber in
der Rechnung resultieren dann 82 Prozent oder 84 Prozent. Und das ist
moglich, ganz legal, weil das Gesetz im Vier-Jahres-Durchschnitt ndm-
lich noch immer nur 80 Prozent einfordert. Also wir zahlen nicht 92
Prozent aus, das ist falsch.

Und es ist noch schlimmer: Im jetzigen Jahr 2022 ist die Fehlleistung
so hoch, dass nachgebessert werden muss, weil ndmlich der Bundesbei-
trag widerrechtlich nicht vollstandig in die normale IPV geflossen ist,
sondern fur Sozialhilfe und Erganzungsleistungen gebraucht wurde,
was unser Gesetz untersagt. Oder andersherum gesagt: Unseren Kan-
tonsbeitrag verwenden wir ausschliesslich fir Sozialhilfebeziehende
und Erganzungsleistungen. Kein einziger Kantonsfranken fliesst in die
normale Pradmienverbilligung. Das missen Sie sich einmal vergegen-
wartigen, wie knausrig wir sind, wenn es darum geht, tiefe Einkommen
zu entlasten. Keinen einzigen Kantonsfranken investieren wir in die tat-
séchliche Pramienverbilligung, unabhéngig von Sozialhilfe und Ergén-
zungsleistungen, mit 45 Millionen Franken entlasten wir aber ab nachs-
tem Jahr die oberen Einkommen. Geben Sie sich einen Ruck, sprechen
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Sie dieselbe Summe flr Einkommen, die jetzt mehr als 15 Prozent ihres
Budgets fur Pramien aufwenden missen. Zur KEF-Erklarung rede ich
spater.

Lorenz Habicher (SVP, Zirich): Alle Jahre wieder, Esther Straub, und
deine Ausfiihrungen werden nicht besser. Am 13. Juni 2021 — also ein
bisschen langer als ein Jahr ist es her — hat das Stimmvolk im Kanton
Zirich Uber die Volksinitiative «Raus aus der Pramienfalle» abge-
stimmt. Die Stimmbeteiligung war 56,53 Prozent und es gab einen
Nein-Stimmen-Anteil von 63,95 Prozent. Liebe Esther Straub, diese
kantonale Volksinitiative «Raus aus der Pramienfalle» verlangte min-
destens 100 Prozent IPV, den Kantonsanteil auf 100 Prozent zu erho-
hen. Sie sehen also, das Stimmvolk des Kantons Zurich hat bereits dar-
Uber abgestimmt und es hat diesen Antrag, der jedes Jahr von der SP
kommt, abgelehnt. Wir sollten dies hier also auch machen und den An-
trag ablehnen. Natirlich, Esther Straub, du hast recht, die einzige
Volksinitiative, die Erfolg hatte, war die SVP-Gerechtigkeitsinitiative,
die mit 51,08 Prozent Ja fur die Gerechtigkeitsinitiative selbst und
55,04 Prozent Ja-Stimmen-Anteil fir den Gegenvorschlag erfolgreich
war. Sie sehen also, das Stimmvolk hat sich gedussert und wir brauchen
diesen Antrag 12a nicht. Lehnen Sie den Minderheitsantrag ab.

Nicole Wyss (AL, Zirich): Das Budget unserer Haushalte wird durch
die Entwicklung der weltpolitischen Lage massiv belastet, wir haben
das vielfach gehort: die Teuerung, steigende Energiekosten, hohe Mie-
ten, der kantonale Krankenkassenpradmien-Anstieg. Viele Menschen
wissen nicht mehr, wie sie ihre Rechnungen bezahlen sollen, und ich
spreche nicht nur von Haushalten mit tiefen Einkommen. Der Kosten-
druck ist bis tief in den Mittelstand spirbar. Laut einer Umfrage von
Santesuisse (Krankenkassenverband) wird die Pramiensteigerung als
eine der grossten Belastungen genannt. Auch beim Schweizer Sorgen-
barometer 2023 liegen die Teuerung und der Anstieg der Krankenkas-
senpramien in den vorderen Rangen. Damit der Bezligerkreis ausgewei-
tet werden kann und mehr Menschen durch individuelle Prémienver-
gunstigung entlastet werden, soll der kantonale Beitrag von 92 auf 100
Prozent erhoht werden. Fir dieses Anliegen kdmpft die Alternative
Liste, AL, schon seit vielen Jahren, nur so als Nebenbemerkung, falls
jemand mit der Wahlkampf-Posse kommen mdchte. Den eigentlichen
Skandal hat Esther Straub schon sehr gut ausgefihrt. Die Alternative
Liste unterstiitzt den Budgetantrag wie auch die KEF-Erkl&rung, tun Sie
es uns gleich. Danke.
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Bettina Balmer-Schiltknecht (FDP, Zirich): Es ist wirklich jedes Jahr
das Gleiche. Die linke Ratshélfte hier will Gutes tun und Pramienbelas-
tung durch Krankenkassenpramien vermindern. Das ist I6blich, da sind
wir auch dabei, denn auch wir von der FDP wollen nicht, dass die Pré&-
mien ins Uferlose wachsen. Und wir sehen, dass diese hohen Rechnun-
gen gerade in Zeiten von explodierenden Stromkosten und in Zeiten
von Inflation fir viele Menschen in unserem Kanton ein echtes Problem
darstellen. Wo dann das Verstandnis fiir linke Ideen bei uns aufhort —
und auch das ist eigentlich hinlanglich bekannt —, ist bei der Art und
Weise, wie die linke Ratshélfte hier das Problem l6sen will. Man kann
doch nicht explodierende Ausgaben im Gesundheitswesen einfach mit
explodierenden, ungerichteten Ausgaben von Steuergeldern stopfen
und dazu dann noch maximal denken, das komme dann schon irgend-
wie gut. Wir haben diese uniiberlegten Mehrausgaben an Steuergeldern
sogar noch mitgemacht im Sinne einer Notfallaktion, aber jetzt, jetzt
braucht es Reformen im Gesundheitswesen und da ist die nationale Po-
litik in der Pflicht. TARDOC (Tarifsystem fur die Abrechnung arztli-
cher Leistungen) muss eingefiihrt werden, EFAS (einheitliche Finan-
zierung von ambulanten und stationaren Leistungen) muss kommen,
ohne dass das gesamte Gesundheitswesen noch mehr durchreguliert
und verstaatlicht wird. Auf kantonaler Ebene braucht es Préavention,
Wissen von allen, wie das Gesundheitssystem funktioniert, und Eigen-
verantwortung. Das sind nachhaltigere Lésungen fir tiefere Kranken-
kassenprédmien als eine explodierende, unreflektierte staatliche Subven-
tion, bei welcher dann das teilweise sauer verdiente Steuergeld ir-
gendwo im System versickert oder teilweise einen — in Anfuhrungszei-
chen — «kopflosen Gratiskonsum» an teuren Gesundheitsleistungen
nach sich zieht. Es braucht einen Anreiz, sich gut zu tiberlegen, ob man
diese teuren Leistungen wirklich in Anspruch nehmen muss oder eben
nicht. Diese unuberlegte, pauschale linke Pflasterlipolitik bei den Kran-
kenkassenpramien geht nicht. Das ist keine nachhaltige Lésung, son-
dern eine Verschwendung von Steuergeldern. Wir lehnen weitere giess-
kannenartige Pramienverbilligungen in zweistelliger Millionenhthe
ganz entschieden ab.

Florian Heer (Griine, Winterthur): In den letzten 20 Jahren haben sich
die Krankenkassenpramien mehr als verdoppelt. Weder die Einkom-
men mit Lohnen und Renten noch der Teuerungsausgleich oder die IPV
konnten damit Schritt halten. So sind in den vergangenen Jahren zwi-
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schen 2008 und 2017 die Standardpramien mehr als dreimal starker an-
gestiegen als das durchschnittliche Haushaltsbruttoeinkommen. Die fi-
nanzielle Last der Krankenkassenpramien ist extrem gestiegen und wird
fur viele Haushalte immer unertraglicher. Eine Standardversicherung
mit Franchise von 300 Franken und freier Arztwahl kostet mittlerweile
14 Prozent des verfugbaren Einkommens, und das nach Pramienverbil-
ligungen, so die Zahlen des Bundes aus dem aktuellen Monitoring
2020. Die Zahlen der Vergangenheit zeigen ein deutliches Bild: Tiefe
Einkommen, zum Beispiel bei dlteren Menschen um die 60 Jahre mit
einem Monatseinkommen von 5'000 Franken, haben eine Praémienlast
von etwa 20 oder uber 20 Prozent. Hingegen bei einem Paar mit einem
Monatseinkommen von Uber 13'000 Franken sind es dann nur noch 6,2
Prozent. Fir uns Grine ist klar: Die Pramienlast darf 10 Prozent des
Einkommens nicht Gbersteigen, und der Kanton soll sich hier, wie ur-
sprunglich geplant, hélftig beteiligen.

Zur KEF-Erklarung 9: Das Problem der jetzigen KEF-Leistungs-
indikatoren L8 und L9 ist, dass sie die effektive Belastung der Einkom-
men nicht aufzeigen. Sie sind eher von buchhalterischem Nutzen. Sich
auf sie zu berufen, um die beiden neuen Leistungsindikatoren abzu-
lehnen, ist ein Augen-Verschliessen vor den effektiven Problemen. Die
Indikatoren sind gezielt im tiefen und mittleren Bereich der Einkommen
und der Pramienregion angesiedelt und ermdglichen eben politische
Steuerung. Es braucht die Stichprobe durch die zwei neuen Indikatoren,
um die Wirkung der IPV wirklich nachvollziehen zu kénnen, so auch
die Ausfihrung der Gesundheitsdirektorin (Regierungsratin Natalie
Rickli). Es geht hier um Transparenz. Wie wir das politisch dann losen,
liebe FDP, das ist hier nicht gefragt. Die Transparenz ist jedoch der
erste Schritt dazu. Wer diese nicht mochte, méchte wohl auch nicht
wirklich eine Lésung mit erarbeiten. Bitte stimmen Sie fiir diesen Min-
derheitsantrag und den KEF-Antrag. Besten Dank.

Claudia Hollenstein (GLP, Stafa): 100 oder 92 Prozent? Wir sprechen
Uber den Kantonsbeitrag in Prozent des Bundesbeitrags. Der Kanton
Zirich finanziert tber 1 Milliarde Franken fur die Pramienverbilligun-
gen. Auch — und das scheint doch relevant — hat sich die Stimmbevol-
kerung des Kantons Zirich gegen 100 Prozent ausgesprochen, und das
nicht knapp: Uber 60 Prozent der Menschen sprachen sich dagegen aus
und alle Gemeinden waren nicht daftir. Die GLP spricht sich auch die-
ses Jahr ganz klar fiir 92 Prozent aus. IPV kann auch als Pflasterlipolitik
beurteilt werden. Staatliche Entlastung in dieser Form ist eine Korrek-
turmassnahme. Die hohen finanziellen Kosten im Gesundheitsbereich,
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die viele Menschen belasten, mussen gesamtheitlich beurteilt werden.
Auch gilt es zu beachten, dass die Gesundheitskosten in den letzten Jah-
ren relativ konstant geblieben sind. Was gestiegen ist, sind die Pramien,
und warum? Weil unter anderem immer mehr zulasten der Kranken-
kasse abgerechnet wird, nur als Beispiel. Wir stehen zu den 92 Prozent
und lehnen somit diesen Budgetantrag ab.

Und noch zum KEF-Antrag: Aktuelle Indikatoren sagen nichts tber die
konkrete individuelle Belastung einer Person aus. Mit einem neuen In-
dikator wird fur eine definierte Person der Anteil, den sie von ihrem
massgebenden Einkommen, ihrem steuerbaren Einkommen, fiir die
Krankenkassenpramien aufwenden muss, aufgefiihrt. Die neuen Indi-
katoren sollen einen neuen Mehrwert bringen, da sie fur eine bestimmte
Person die effektive Belastung aufzeigen. Indikatoren werden genutzt,
um etwas zu beurteilen, anzuschauen, mehr nicht. Oder vielleicht doch?
Vielleicht ein Vehikel fir zukinftige Ausgaben? Die Mehrheit hier im
Saal ist der Meinung: Wenn die Regierung es schon annehmen machte,
dann sei es auch sinnvoll und richtig. Neue Indikatoren sollen mehr
bringen, so sei es. Die GLP-Fraktion lehnt die KEF-Erklarung ab.

Mark Anthony Wisskirchen (EVP, Kloten): Um weitere Wiederholun-
gen und Emotionen nicht auszureizen, kann ich mich kurzhalten: Auch
wenn wir keine linke Partei sind, setzen wir uns aber flr die Menschen
ein, die es notig haben. Die EVP unterstutzt also die sachgerechte For-
derung zur Erhéhung des Budgets von 43 Millionen Franken respektive
den Leistungsindikator 3, die festgelegte kantonale Beteiligung der
Krankenkassenbeitrdge an den Bundesbeitrag von 100 Prozent anzu-
gleichen. Gleichzeitig unterstutzt die EVP ganz entschieden die KEF-
Erklarung Nummer 9, die zur transparenten Indikation und verbesserten
Lesbarkeit der tatsdchlichen Pramienbelastung, die tiefe Einkommen zu
tragen haben, als sinnvolle Erganzung der bestehenden Leistungsgrup-
pen 8 und 9 beitragt.

Josef Widler (Die Mitte, Zlrich): Die Unterstiitzung dieses Antrags ist
wohliberlegt. Tats&chlich hat das Stimmvolk den Gegenvorschlag zur
Gerechtigkeitsinitiative angenommen. Die Mitte hat das unterstiitzt,
und zwar mit dem Argument, dass damit die Steuerabzlige den umge-
benden Kantonen angepasst wird. Jetzt von einer Giesskannenpolitik zu
sprechen, wenn man eigentlich den Auftrag hat respektive bei der Ein-
fihrung des KVG (Krankenversicherungsgesetz) klar definiert worden
Ist, dass der Kanton 100 Prozent bezahlen muss, so wie eben der Bund
bezahlt, und es jetzt im Kanton Zirich knapp 80 Prozent sind, dann ist
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das nicht richtig. Und jetzt tber die Pfl&sterlipolitik zu schimpfen, finde
ich ziemlich schwach. Wenn Sie ndmlich nichts anderes haben, missen
Sie tatsachlich Pflasterli nehmen. Und der Bund schlaft, EFAS schlaft,
und bis das kommt, brauchen wir die Pflasterli. Wir werden das unter-
stutzen, wir werden auch die KEF-Erklarung unterstitzen.

Thomas Marthaler (SP, Zirich): Liebe Frau Balmer, wenn Sie sagen,
das sei Giesskanne, wenn man Bedarfsleistungen an die finanzschwa-
chen Personen ausrichtet, dann verstehen Sie einfach die Begrifflichkeit
nicht. Ich hoffe, dass Sie in der Medizin konkreter, sachlicher arbeiten
als jetzt in diesem Bereich, denn das ist einfach falsch. Was auch falsch
Ist, ist, wenn, wie auch von der GLP, von Giesskanne gesprochen wird.
Giesskanne ist, wenn Leute, wie bei der SVP-Initiative vom vorletzten
Wochenende, mit einem steuerbaren Einkommen tber 70'000 Franken
beglnstigt werden, oder wenn man denen einen Rabatt gibt und alle
anderen, die weniger finanzkréftig sind, nicht begiinstigt. Das ist eine
Giesskanne. Eine Giesskanne ist, denjenigen, die haben, noch mehr zu
geben. Das ist eine Politik, die kann man schon machen. Gut, das Volk
ist haufig eben vielleicht nicht so intelligent, wie man das gerne hatte,
stimmt noch gegen seine eigenen Interessen. Klar, es gibt viele Men-
schen, die vielleicht ein steuerbares Einkommen von 20'000 haben und
auch gerne 70'000 hatten. Darum (berlegen sie sich da vielleicht, dass
sie trotzdem diese Initiative unterstiitzen. Wir haben es vorhin gehort
und jeder weiss: Die Krankenkassenpramien sind in den letzten 20 Jah-
ren etwa dreimal starker gewachsen, als die Lohne gestiegen sind. Und
jetzt von Giesskanne zu sprechen, ist einfach falsch und wird nicht rich-
tiger, wenn es heute Abend noch zehnmal wiederholt wird. Unterstut-
zen Sie die Antréage.

Nicola Siegrist (SP, Zurich): Ich muss auch noch auf Bettina Balmer
Bezug nehmen, das hat mir namlich wirklich den «Nuggi rausge-
hauen»: Kennen Sie Gberhaupt jemanden, der selbst IPV bezieht? Ken-
nen Sie jemanden, der schon mal aufgrund der Kosten auf einen not-
wendigen Arztbesuch verzichten musste? Wenn man Ihnen zuhort,
dann muss man zum Schluss kommen, dass Sie wirklich in einer ande-
ren Welt leben. Es ist ein Hohn gegenuber den Zehntausenden von
Menschen in diesem Kanton, die diese IPV brauchen. Junge Leute spii-
ren das, was Sie in der Zeitung als Zahlen lesen, jungen Leuten tut das
wirklich weh. Die IPV kann genau den Unterschied ausmachen, ob man
Vollzeit an einer Fachhochschule oder an der Uni studieren kann oder
ob man es nicht kann. Es kann den Unterschied ausmachen, ob man mit
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einem medizinischen Problem zum Arzt geht oder eben nicht. Fur Sie
sind es Zahlen, Sie sprechen von Steuergeldern, die wir da nicht ver-
schenken dirfen. Und man solle doch einfach darlber referieren, wie
das Gesundheitssystem funktioniere, und damit I6se man das Problem.
Aber schlussendlich geht es darum: Hat man die Mdglichkeit, am Ende
des Monats die Rechnung zu bezahlen oder hat man sie nicht? Worauf
muss man verzichten? Auf ganz grundsatzliche Dinge, die wir als
Selbstverstandlichkeiten verstehen. Doch Leute auch in meinem Um-
feld machen sich Sorgen, sie wissen nicht, wie sie mit dieser Steigerung
der Krankenkassenpramien umgehen sollen. Das ist eine Realitat und
wir bieten die Moglichkeit zur Abhilfe. Zeigen Sie etwas mehr Mensch-
lichkeit, stimmen Sie dem Antrag zu.

Esther Straub (SP, Ziirich) spricht zum zweiten Mal: Ja, Lorenz Habi-
cher, der Gegenvorschlag hatte Erfolg, das bestreite ich nicht, aber die-
ser Erfolg &ndert rein gar nichts daran, dass tiefe Einkommen, die nicht
in der Sozialhilfe sind, weiterhin Gber 15 Prozent ihres Budgets fur Pré-
mien bezahlen missen und dass sie keinen einzigen Franken unserer
kantonalen Gelder beanspruchen. Das ist ein Fakt. Und hier nun endlich
mehr zu bezahlen, das sind keine Pflasterli, Bettina Balmer und Claudia
Hollenstein, sondern das ist existenziell, das sind Herzschrittmacher.
Und damit komme ich noch zu unserer KEF-Erklarung, ich will auch
dazu noch etwas sagen: Die beiden bisherigen Indikatoren sind eine rein
rechnerische Grosse. Sie geben eben nicht die effektive Belastung der
Einkommen wieder, denn jede Person muss zuerst einmal einen Sockel-
beitrag fiir die Krankenkassenpramien bezahlen, bevor fur die restliche
Pramie ihr Eigenanteil berechnet wird, den sie dann zusétzlich noch
dazu zu tragen hat. Und so kommt es eben, dass tiefe Einkommen weit
uber 15 Prozent ihres Budgets fur Krankenkassenpramien aufwenden
mussen, obwohl wir hier im KEF lesen, sie hatten nur 9,4 Prozent ihres
Einkommens beizutragen. Die beiden neuen Indikatoren schaffen hier
endlich Transparenz. Sie zeigen exemplarisch auf, wie viel tiefe Ein-
kommen tatséchlich an die Pramien beisteuern. Und die Belastung I&sst
sich so konkret ausweisen und Uber die Jahre hinweg auch in der Ent-
wicklung verfolgen. Die neuen Indikatoren dienen allen Interessen und
sie sind dringend nétig. Wir reden kunftig dann von klaren Fakten,
wenn wir tber die Belastung der tiefen Einkommen sprechen. Und da-
rum geht es schliesslich, dass wir diese Belastung kennen und benennen
konnen und dass Sie hinstehen missen, wenn Sie von Pflasterli reden,
wenn jemand fast ein Finftel seines Budgets fir Krankenkassenpra-
mien aufwenden muss.
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Bettina Balmer-Schiltknecht (FDP, Zirich) spricht zum zweiten Mal:
Vielleicht einfach nochmals kurz: Wir von der FDP sehen durchaus
auch, dass die Pramienbelastung zu hoch ist. Wir wiirden einfach gerne
die Probleme im System angehen und nicht dauernd Geld schitten,
ohne nachzudenken. Das ist nicht das Gleiche wie «wir sehen nicht,
dass die Krankenkassenpramien zu hoch sind», wir haben durchaus
Menschlichkeit. Dann mochte ich gerne noch zum KEF-Antrag etwas
sagen: Auch die FDP macht hier mit. Es geht ja um diese beiden Leis-
tungsindikatoren. Mir persdnlich ist es zwar etwas schleierhaft, warum
gerade diese beiden Werte von 25'000 und 40000 Franken und auch
nur in der Pramienregion 2 berechnet werden sollen, aber es geht um
viel Geld. Und wenn da eine neue Erkenntnis daraus entsteht, dann bie-
ten wir selbstverstandlich dafir Hand. Meine Begeisterung fir diesen
KEF-Antrag halt sich zwar in Grenzen, aber ich werde zusammen mit
meiner Partei hier zustimmen.

Lorenz Habicher (SVP, Zirich) spricht zum zweiten Mal: Da alle Frak-
tionen noch neu zum KEF-Antrag gesprochen haben, werde ich das
auch noch tun, dann haben wir das alles erledigt. Esther Straub,
1993/1994, das neue KVG (Krankenversicherungsgesetz), wer stand
da? Wer hat das zusammengezimmert? Und ich denke, Josef Widler
muss auch gut zuhdren. Es waren zwei Bundesrate, die das durchge-
winkt oder durchgebracht haben: Der eine, der erste, der das Grundle-
gende geschaffen hat (Altbundesrat Flavio Cotti), war von der CVP —
die heutige Mitte — und die zweite war Frau Dreifuss (Altbundesratin
Ruth Dreifuss) von der SP. Sie sehen also, wer uns ein schlechtes Ge-
setz eingebrockt hat. Und wenn jetzt versucht wird, das mit Korrektur-
massnahmen irgendwie Uber die Runden zu bringen, dann misste man
vielleicht dort ansetzen; es ware ein besserer Ansatz als jetzt hier Kor-
rekturen zu machen. Dann haben wir in KEF-Antrag Nummer 9 neue
Leistungsindikatoren. Florian Heer hat gesagt, die neuen Leistungsin-
dikatoren vom letzten Jahr, die wir erst gerade eingefuihrt haben, L8 und
L9, seien buchhalterisch und schlecht zu verstehen, darum brauche es
jetzt L10 und L11. L10 und L11 sind nichts anderes als Wirkungsindi-
katoren, die eine Wirtschaftlichkeit fiir einen bestimmten Bezliger, sei
es ein einzelnes Einkommen oder sei es ein Einkommen mit Kindern,
aufzeigt, und das in einer Pramienregion; also eine Stichprobe, die nicht
anders aussagen kann als: So sieht es aus. Es ist aber eine Wirkung und
keine Leistung. Das heisst, ein Leistungsindikator ist sowieso falsch.
Insofern bitte ich Sie, diesen KEF-Antrag abzulehnen. Denn Sie wollen
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hier eine Wirkung mit einem Leistungsindikator abbilden, was falsch
Ist.

Markus Bischoff (AL, Zirich): Herr Habicher, Sie haben jetzt gesagt,
ein Bundesrat und eine Bundesréatin hatten uns das KVG eingebrockt.
Also vielleicht leben Sie in einer Diktatur, wo Sie meinen, zwei Bun-
desréte konnten in der Schweiz ein Gesetz machen. Sie haben ja immer
— mindestens auf dem Papier — ein mystisches Verhaltnis zum Volk. Ich
kann Thnen nur sagen: Die Stimmberechtigten der Schweiz haben die-
sem KVG mit Mehrheit zugestimmt, es ist also demokratisch legiti-
miert.

Regierungsratin Natalie Rickli: Im Zusammenhang mit dem vorliegen-
den Antrag mdchte ich Sie gerne daran erinnern, dass der Regierungsrat
anfangs Oktober den Kantonsbeitrag fiir 2023 beschlossen hat, RRB
(Regierungsratsbeschluss) 1308/2022. Zusammen mit dem Bundesbei-
trag sind fir 2023 im Kanton Zirich Gber 1 Milliarde Franken Prami-
engelder vorgesehen. Eine einmalige Erh6hung der Quote fir 2023
wirde Begehrlichkeiten fur anhaltend hohere Beitrdge wecken. Auf die
nachsten vier Jahre gerechnet, wiirden mit der beantragten Erhéhung
auf 100 Prozent insgesamt rund 190 Millionen Franken mehr benétigt,
als im vorliegenden KEF eingestellt ist. Gerne mochte ich Sie, wie Kan-
tonsrat Habicher und Kantonsratin Hollenstein, daran erinnern, dass das
Zircher Stimmvolk sich erst kirzlich mit der Pramienverbilligung be-
fasst und sich klar gegen eine Erhéhung des Kantonsanteils auf 100
Prozent ausgesprochen hat, ndmlich mit 64 Prozent am 13. Juni 2021.
Das Anliegen fand in keiner einzigen Zurcher Gemeinde eine Mehrheit.
Ich bitte Sie daher, den Antrag abzulehnen.

Hingegen nimmt die Regierung die vorliegende KEF-Erklarung entge-
gen. Aus unserer Sicht ist das Anliegen berechtigt, die Selbstfinanzie-
rung der tatsachlichen Pramie abzubilden. Vielen Dank.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Wir kommen zur Abstimmung Gber den
Minderheitsantrag 12a. Auch dieser Antrag untersteht der Ausgaben-
bremse.

Abstimmung Uber Minderheitsantrag 12a
Der Kantonsrat beschliesst mit 93 : 70 Stimmen (bei 0 Enthaltun-
gen), den Minderheitsantrag von Esther Straub abzulehnen.

Abstimmung tber KEF-Erklarung 9
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Der Kantonsrat stimmt der Uberweisung der KEF-Erklarung 9 mit
96 : 65 Stimmen (bei 0 Enthaltungen) zu.

Leistungsgruppe 6900, Tierseuchenfonds
Keine Bemerkungen; genehmigt.

Ratsprasidentin Esther Guyer: Wir kommen zum Schluss der Sitzung.
Die Bildungsdirektorin (Regierungsratin Silvia Steiner) — es tut mir
sehr leid — ist jetzt vergebens gekommen. Wir beraten die Bildungsdi-
rektion morgen.

Die Beratung der Vorlage 5856b wird abgebrochen. Fortsetzung an der
Nachmittagssitzung vom 13. Dezember 2022.

3. Verschiedenes

Neu eingereichte parlamentarische Vorstosse

— Leistungsféhige Netzinfrastrukturen zur Einspeisung erneuer-
barer Energien in landlichen Gebieten
Motion Paul von Euw (SVP, Bauma), Hanspeter Géldi (SP, Meilen),
Thomas Wirth (GLP, Hombrechtikon)

— Optimierung des OVs in der Stadt Winterthur, Standortevalua-
tion Busdepot Strassenverkehrsamt Winterthur
Postulat Susanna Lisibach (SVP, Winterthur), Michael Banninger
(EVP, Winterthur), Roland Kappeler (SP, Winterthur), Michael Zeu-
gin (GLP, Winterthur)

— Die ZKB hat in allen Filialen Bargeld am Schalter anzunehmen
und auszuzahlen
Postulat Christoph Marty (SVP, Zirich), Patrick Walder (SVP, Du-
bendorf), Romaine Rogenmoser (SVP, Biilach)

— Konkurs der Kosmos-Kultur AG in Zurich
Anfrage Marc Bochsler (SVP, Wettswil), Christoph Marty (SVP, Zi-
rich), René Truninger (SVP, llInau-Effretikon)

— Anforderungen an Lehrpersonen ohne Diplom
Anfrage Karin Fehr Thoma (Griine, Uster), Raffaela Fehr (FDP,
Volketswil)

— Flughafen Zirich AG — mehr Flugbewegungen 2021 zwischen 23
Uhr und 6 Uhr
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Anfrage Urs Dietschi (Grine, Lindau), Daniel Heierli (Griine, Zi-
rich)

Schluss der Sitzung: 17.35 Uhr

Zurich, den 12. Dezember 2022 Die Protokollfihrerin:
Heidi Baumann

Von der Protokollprifungskommission der Geschéftsleitung genehmigt am 9. Ja-
nuar 2023.



	1. Mitteilungen
	2. Festsetzung Budget für das Rechnungsjahr 2023
	Antrag des Regierungsrates vom 31. August 2022, Nachtrag vom 21. September 2022 und geänderter Antrag der Finanzkommission vom 24. November 2022
	Vorlage 5856b (Fortsetzung der Beratung)

	3. Verschiedenes
	Neu eingereichte parlamentarische Vorstösse


